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Beschlussvorschlag

Der Rat der Stadt Oberhausen beschließt die Umsetzung des Handlungskonzeptes „Flüchtlinge in 
Oberhausen“.

Mit dem Konzept ist eine Handlungsgrundlage und Orientierung für die Flüchtlingsarbeit in 
Oberhausen geschaffen.

Der Zuzug von Flüchtlingen wird von der Stadt Oberhausen nicht als temporär begrenztes 
Phänomen betrachtet, sondern als gesellschaftlicher Tatbestand und Chance. Daher ersetzt 
dieses Konzept nicht die Erarbeitung eines perspektivischen Orientierungsrahmens. Das 
Handlungskonzept Flüchtlinge ist ein elementarer Bestandteil des kommunalen 
Integrationskonzeptes. Das bedeutet, alle sich daraus ergebenden Konsequenzen – gerade 
auch die langfristigen – müssen für alle gesellschaftlichen Bereiche der Stadtgesellschaft 
dezernatsübergreifend reflektiert und umgesetzt werden.
Der Umgang mit den verschiedenen kulturellen Hintergründen und Nationalitäten sowie mit 
den durch Flucht und Verfolgung entstandenen Traumata macht eine besondere 
Sensibilisierung aller Beteiligten für das Erkennen individueller Notsituationen erforderlich. 
Dafür und für die Findung von entsprechenden Problemlösungen sind 
Fortbildungsangebote für alle an der Flüchtlingsarbeit Beteiligten unerlässlich.
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Auf dieser Grundlage beschließt der Rat der Stadt weitergehende Maßgaben:

1. Zielbereich Wohnkonzept / Unterbringung

1.1 Die Stadt Oberhausen verfolgt das Ziel, Flüchtlinge verstärkt in Privatwohnungen 
unterzubringen. Die derzeitige Quote von rd. 30 % soll schrittweise bis zum Ende 
2017 auf 50 % ausgebaut werden, sofern der Wohnungsmarkt dies zulässt. 
Welche Quote dabei erreicht wird, ist abhängig von der Zahl der zuziehenden 
Flüchtlinge.

1.2 Die Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften wird weiterhin erforderlich bleiben. 
Die Planung und Errichtung von zukünftigen Gemeinschaftsunterkünften soll im 
gesamten Stadtgebiet verteilt erfolgen. Um dies zu erreichen, sind ggfs. private 
Flächen anzumieten bzw. zu pachten oder zu kaufen. Als Richtwert sollen bei der 
Planung zukünftiger Standorte pro Flüchtling 7,85 qm zu Grunde gelegt werden. Die 
Wohneinheiten in den Gemeinschaftsunterkünften sollen i.d.R. mit maximal 4 
Personen belegt werden.

Die zukünftigen Gemeinschaftsunterkünfte sollen für 100 bis 150 Flüchtlinge geplant 
werden, in Ausnahmefällen bis zu 200.
In den Gemeinschaftsunterkünften sollen gesonderte Kinderbetreuungsräume, und 
eine Außenspielflächen mit Spielgeräten sowie Freizeit- und 
Gemeinschaftsräume berücksichtigt werden. 
An jedem Standort ist ein Hausmeisterdienst vorzusehen. 

1.3 Die Stadt Oberhausen prüft die Umsetzung eines kommunalen Wohnungs-
bauprogrammes als weiteren Baustein für die Unterbringung von Flüchtlingen. 
Dabei sollen Bundes- und Landesprogramme zur Finanzierung herangezogen 
werden. 
Die Stadt Oberhausen wird weiterhin zielgerichtet auf Investoren und 
Wohnungsbaugenossenschaften zugehen, um auch privaten Wohnungsbau 
für Flüchtlinge zu initiieren.

1.4 Sollten der Zustrom an die Unterbringungsmöglichkeiten für Flüchtlingen die 
vorgenannten Unterbringungsmöglichkeiten überschreiten nicht ausreichen, sind 
nicht mehr benötigte Schul- und Verwaltungsgebäude nur für einen 
vorübergehenden Zeitraum zu nutzen. 

2. Zielbereich Betreuung
Menschenwürdige Unterbringung und garantierte Grundversorgung müssen durch 
Betreuungsangebote ergänzt werden. 
Diese tragen dazu bei, den Alltag der Menschen sinnvoll und aktiv zu gestalten sowie eine 
tragfähige individuelle Lebensperspektive zu entwickeln. 
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2.1 Neben der Betreuung durch Fachkräfte der Verwaltung kommt hier den Nachbar-
schaften, ehrenamtlichen Helfern, den Bürgerinitiativen und Verbänden eine 
besondere Bedeutung zu. 
Sinnvollerweise soll dieser Personenkreis bereits bei der Gestaltung von Ge-
meinschaftsunterkünften eingebunden werden. Die Einbindung von Nachbar-
schaften, ehrenamtlichen Helfern, Bürgerinitiativen und Verbänden in die sich 
anschließende Betreuung und Begleitung von Flüchtlingen – auch in Privat-
wohnungen – ist für die Integration unerlässlich und muss von der Verwaltung 
unterstützt werden. 
Die Beteiligung von Flüchtlingen an der Gestaltung ihres Umfeldes soll nach 
Möglichkeit sichergestellt werden.

2.2 Die Verwaltung wird beauftragt, zeitnah ein Kommunikationskonzept zu 
entwickeln und vorzulegen, um den Informationsfluss für alle Beteiligten 
sicherzustellen.

2.3 Ein Team von Sozialarbeitern/-pädagogen soll die Begleitung und Betreuung von 
Flüchtlingen in Privatwohnungen und in den Gemeinschaftsunterkünften si-
cherstellen. Sie sind das Bindeglied zwischen den Nachbarschaften, Flücht-
lingsinitiativen und den Flüchtlingen selbst.
Die Stadt Oberhausen strebt einen Betreuungsschlüssel von 1: 150 Flüchtlingen an.

2.4 Ohne Grundkenntnisse der deutschen Sprache ist die Organisation und Bewälti-
gung des alltäglichen Lebens sowie gewollte Integration nicht möglich. Die 
Flüchtlingskinder erlernen die deutsche Sprache spielerisch  vor allem in der Kin-
dertagesstätte und in der Schule. Für die Erwachsenen sind spezielle Angebote 
nötig. 
Über die Integrationskurse der VHS hinaus müssen in Zusammenarbeit mit den 
Bildungsträgern sämtliche angebotene Förderprogramme bis hin zu den 
ehrenamtlichen Aktivitäten ausgeschöpft werden.

2.5 Die hohe Zahl der Kinder und Jugendlichen stellt uns vor besondere Herausfor-
derungen. Ausreichende Kindertagesstätten und schulische Angebote für die 
unterschiedlichen Bedarfe sind Grundvoraussetzung für sinnvolle 
Integrationsbemühungen. Sozialpädagogische, außerunterrichtliche Begleitung der 
Kinder aber auch eines Teils der Eltern müssen gewährleistet sein. 
Gemeinsam mit den Berufskollegs ist eine Konzeption zu erarbeiten, wie Ju-
gendliche in Ausbildungsberufe vermittelt und später in den Arbeitsmarkt integriert 
werden können. 
Die Ermöglichung der Aufnahme einer Ausbildung, Beschäftigung oder Arbeit soll 
für alle ausbildungs- und arbeitsfähigen Flüchtlinge unter Berücksichtigung der 
gesetzlichen Vorgaben angestrebt werden. Darüber hinaus soll ehrenamtliche 
und gemeinnützige Arbeit gefördert werden.
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2.6 Unbegleitete Kinder und Jugendliche benötigen im Rahmen der Kinder- und 
Jugendhilfe eine besondere Unterstützung.

2.7 Die gesundheitliche Erstversorgung von Flüchtlingen ist durch den Bereich Gesund-
heitswesen sicherzustellen. Neben der Um die weitergehenden ärztlichen und 
zahnärztlichen Behandlung sicherzustellen, tritt die Stadt Oberhausen 
schnellstmöglich der Rahmenvereinbarung zwischen Gesundheitsministerium 
NRW, Krankenkassen und Kommunalen Spitzenverbänden bei sind zukünftig 
durch die Politik Rahmenbedingungen zu schaffen, die der besonderen Situation der 
Flüchtlinge Rechnung tragen. 
Der Fachbereich Gesundheit wird auf die niedergelassenen Ärzte zugehen, um 
gemeinsam mit ihnen das Projekt eines Gesundheitswegweisers umzusetzen. 
In diesem soll auch auf die sprachlichen Kompetenzen des medizinischen 
Personals / der Ärzte hingewiesen werden.
Das vorhandene Angebot von Gesundheitsmediatoren soll auf den Bereich 
der Flüchtlingsunterkünfte zur niederschwelligen Beratung ausgeweitet 
werden.

2.8 Die Verwaltung wird beauftragt, die Wirksamkeit der eingeleiteten Maßnahmen 
zu evaluieren und den Ratsgremien regelmäßig Bericht zu erstatten.

3. Zielbereich Rückführung Vermeidung unnötiger Härten
Die Entscheidung über die Rückführung von Flüchtlingen trifft das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF).
Im Interesse der längerfristig bzw. dauernd bleibenden Menschen ist angesichts der 
voraussichtlich beschränkt bleibenden Unterbringungsmöglichkeiten eine umgehende 
Rückführung nach erfolgter Bundesentscheidung unumgänglich. 
Es wird gewährleistet, dass Flüchtlinge unter Berücksichtigung eventuell 
vorhandener Sprachbarrieren umfassend über ihren Rechtsstatus informiert werden.
In Oberhausen wurde bisher schon versucht, die gesetzlichen Vorgaben zur 
Abschiebepraxis möglichst humanitär im Interesse der betroffenen Menschen 
umzusetzen. Das beinhaltet die Vermeidung unnötiger Härten und eine sorgfältige 
Einzelfallprüfung, um Beschädigung an Leib und Seele zu vermeiden. Deshalb 
sollten unangekündigte Abschiebungen nur in Ausnahmefällen stattfinden.

4. Die Weltlage hat sich dramatisch verändert. Zu viele Menschen sind durch Krieg, 
Verfolgung und Hunger in große Not geraten. Millionen haben sich auf den Weg 
gemacht in eine bessere Zukunft. Das im Grundgesetz verankerte Asylrecht kann 
dieser Vielfalt der Migrationsursachen nicht gerecht werden und muss deshalb durch 
ein modernes Zuwanderungsgesetz ergänzt werden.
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1 Begründung
2
3 Der Sozialausschuss hat in seiner Sitzung am 05.11.2014 die Verwaltung beauftragt, die 
4 Flüchtlingsarbeit im Rahmen einer Gesamtkonzeption weiter zu entwickeln mit dem Ziel, auf die 
5 steigenden Zuzugszahlen zu reagieren und dabei auf die Erfordernisse der Zielgruppe wie 
6 Beratung, Unterstützung und Begleitung einzugehen.
7
8 Das Handlungskonzept Flüchtlinge ist die Grundlage für die kommunale Flüchtlingspolitik in 
9 Oberhausen. Es ist kein statisches Konzept, sondern wird den Handlungsanforderungen der 

10 kommenden Jahre immer wieder anzupassen sein. 
11
12 Unter Begleitung des Rhein-Ruhr-Instituts für Sozialforschung und Politikberatung e.V. in Duisburg 
13 wurde der vorliegende Entwurf des Handlungskonzeptes erstellt, dessen Aufbau Rahmen in der 
14 Sitzung des Sozialausschusses am 17.06.15 vorgestellt wurde.

15 Der Entwurf des Handlungskonzeptes wird parallel zum Beratungsgang in den Gremien auch dem 
16 Runden Tisch für Flüchtlingsfragen, bestehend aus Vertreterinnen und Vertretern der 
17 Ratsfraktionen, des Integrationsrates, der Glaubensgemeinschaften, der Wohlfahrtverbände, der 
18 Polizei, der freien Träger und der Verwaltung, mit der Möglichkeit der Stellungnahme zugeleitet.

19 Im Rahmen der Umsetzung des Handlungskonzeptes werden weitere Entscheidungen der 
20 politischen Gremien erforderlich sein. Hierzu werden die entsprechenden Beratungsvorlagen the-
21 menbezogen zugeleitet.
22
23
24 Anlagen
25
26 1. Handlungskonzept Flüchtlinge in Oberhausen
27 2. Stellungnahme des Runden Tisches zum „Handlungskonzept Flüchtlinge in Oberhausen“
28 3. Stellungnahme des Flüchtlingsrates
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Entwurf

Handlungskonzept
Flüchtlinge in Oberhausen

Oberhausen, August 2015
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Handlungskonzept Flüchtlinge in Oberhausen4

Vorwort
Mit dem jetzt vorliegenden Konzept zur Integration und Unterbringung von 
Flüchtlingen soll ein Prozess angestoßen werden, dessen Leitgedanke „Achtung 
der Menschenrechte“ sowie „Wahrung des sozialen Friedens“ oberste Priorität 
hat. Das Konzept verfolgt das Ziel, die bestehenden und noch auf uns zukom-
menden Herausforderungen im Umgang mit Flüchtlingen gemeinsam mit un-
seren Bürgerinnen und Bürgern menschenwürdig und respektvoll zu gestalten. 

Flüchtlinge, die nach Oberhausen kommen, sind in der Regel zunächst in einer 
für sie komplett neuen und ungewohnten Situation. Einige haben eine trauma-
tisierende Flucht hinter sich, kommen aus einem Krisengebiet und/oder haben 
selbst Verfolgung und Diskriminierung erlebt. Mit den Erlebnissen im Heimat-
land im Kopf - eventuell gepaart mit der Angst um die Zurückgebliebenen -  
müssen sie sich in der neuen Umgebung zurechtfinden. Sie sprechen meist kein 
Deutsch und haben keinen Kontakt zu Einheimischen oder Migrantenorganisa-
tionen. Neben einer adäquaten Unterbringung und Versorgung der Flüchtlinge 
sind vor allem Hilfestellungen bei der Orientierung sowie alltagsstrukturierende 
Angebote wichtig, um einer sozialen Isolation dieser Menschen entgegen zu 
wirken.

„Gelebte Akzeptanz“ und „Gleiche Chancen für alle“ sind Voraussetzungen für 
ein auf Dauer angelegtes friedliches Miteinander. Menschen mit Zuwanderungs-
geschichte können nur dann integriert werden, wenn die verschiedenen Teilbe-
reiche wie Stadtentwicklung, Bildung, Arbeitsmarkt, soziale Aspekte, Wohnen 
und Freizeitgestaltung so angelegt sind, dass sie den betroffenen Menschen die 
Chance auf ein sicheres und selbstbestimmtes Leben ermöglichen.

Die vorliegende Konzeption soll 
•	 einen aktuellen Überblick geben über die Flüchtlingsarbeit in unserer Stadt;
•	 zur Versachlichung der Diskussion beitragen;
•	 Basis für künftige Handlungsmöglichkeiten geben:
•	 vor allem aber auch den Konsens fördern zwischen den Bedürfnissen und 

Wünschen der Flüchtlinge und den Interessen der schon lange bei uns le-
benden Menschen. 

Die geschichtliche Entwicklung Oberhausens ist sehr eng mit der wirtschaftli-
chen Entwicklung Ende des 19. und Anfang des 20. Jahrhunderts verbunden. 
Sie ist damit zugleich eine Geschichte der Zuwanderung nach Oberhausen. Eine 
Zuwanderung, die nach dem zweiten Weltkrieg durch die Flüchtlingsströme aus 
dem Osten erheblich verstärkt wurde. 

Alle „Einwanderungswellen“ stellten unsere Stadtgesellschaft vor große Her-
ausforderungen. Herausforderungen zu Zeiten, wo es den Oberhauserinnen 
und Oberhausenern bedeutend schlechter ging als heute.

Oberhausen ist ein gutes Beispiel für das friedliche Miteinander zwischen den 
Generationen, zwischen den Einwohnern unterschiedlicher kultureller und eth-
nischer Herkunft. Dieses friedliche und tolerante Miteinander müssen wir uns 
auch zukünftig bewahren.

Wir möchten uns an dieser Stelle bei allen Beteiligten für ihre Mitarbeit und ihr 
Engagement bedanken.

Oberbürgermeister
Klaus Wehling

Dezernentin Familie,
Bildung, Soziales

Elke Münich
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Wie gehen wir mit Menschen in höchster Not um? 
Mit denen, die vor Krieg, Verfolgung, Mord fliehen 
und zu uns nach Oberhausen kommen. Das ist eine 
Frage an uns alle. 

Lassen Sie uns gemeinsam Verantwortung über-
nehmen. Geben wir den Kindern, Frauen und Män-
nern, die bei uns Sicherheit suchen, das Gefühl: Sie 
bleiben nicht alleine. Zeigen wir ihnen, dass sie in 
Oberhausen willkommen sind. 

Der Maßstab unseres Handelns ist das Grundge-
setz. Es sichert jedem die Unantastbarkeit der 
Menschenwürde und Schutz vor Krieg und Verfol-
gung zu. Ganz gleich, wovon wir uns leiten lassen: 
Unser Umgang mit Flüchtlingen muss sich daran 
messen lassen können, ob wir ethischen Werten 
wie Mitmenschlichkeit und Respekt gerecht wer-
den. 

Wir in Oberhausen können das! 

In Oberhausen haben wir Erfahrung mit Men-
schen, die neu in unserer Mitte leben wollen. Un-
sere Stadt ist durch Zuwanderung gewachsen. Wir 
haben in unserer Geschichte schon mehrfach be-
wiesen, dass wir Flüchtlinge integrieren können. 

Wir brauchen einen überparteilichen, gesamtge-
sellschaftlichen Konsens in der Flüchtlingsfrage! 
In unserem Umgang mit Flüchtlingen darf es kei-
ne Missverständnisse geben: Diese Menschen sind 
uns willkommen. 
Wie kann es uns gelingen, diese Menschen erfolg-
reich zu integrieren? 

Immer mehr Mitbürger machen sich auf, um 
Flüchtlingen zu helfen. Jeden Tag liest man in den 
Lokalausgaben von Menschen, die das Elend nicht 
kalt lässt. Die aktiv werden in den Stadtteilen bzw. 
in der Nachbarschaft. Und wir sind dankbar für 
die vielen Menschen und Initiativen in unserer 
Stadt, die sich verstärkt für Flüchtlinge einsetzen. 

Diese Hilfsbereitschaft unterstützen wir! Wir müs-
sen zugleich durch frühzeitige Informationen und 
Gespräche vor Ort noch stärker als bisher Aufklä-
rungs- und Überzeugungsarbeit leisten und mög-
lichst alle Menschen auf diesem Weg mitnehmen. 
Auch diejenigen, die noch zweifeln oder Sorgen 
haben, die neue Situation nicht bewältigen zu kön-
nen. Wir schaffen das gemeinsam! 

Je mehr Oberhausenerinnen und Oberhausener 
sich jetzt an die Seite dieser von Krieg, Verfolgung 
und Tod bedrohten Menschen stellen, umso deut-
licher wird unsere gemeinsame Antwort auf die 
weiter steigende Zahl an Flüchtlingen ausfallen: 
Wir in Oberhausen haben die Kraft und die Bereit-
schaft für ein Bündnis der Menschlichkeit! 

Wir werden diese Herausforderung meistern. Denn 
Oberhausen ist offen, tolerant und solidarisch. 

Evangelische Kirche Oberhausen 
Bunter Oberhausener Norden 
Kath. Kirche Oberhausen 
Terre des Hommes AG Oberhausen 
Caritasverband Oberhausen 
Integrationsrat der Stadt Oberhausen 
Jobcenter Oberhausen 
Kommunales Integrationszentrum 
Deutsches Rotes Kreuz Oberhausen 
Gleichstellungsstelle der Stadt Oberhausen

Der Rat der Stadt Oberhausen hat mit breiter Mehr-
heit die gemeinsame Erklärung am 23.03.2015 be-
schlossen. 

Handlungskonzept Flüchtlinge in Oberhausen 5

Wir sind offen, tolerant und solidarisch
Oberhausener Erklärung 
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Handlungskonzept Flüchtlinge in Oberhausen6

1. Einleitung
Mit dem vorliegenden „Handlungskonzept Flüchtlin-
ge“ legt die Stadt Oberhausen ein Konzept vor, wie 
sie in Zukunft den Herausforderungen begegnen 
wird, die mit der steigenden Zahl von Flüchtlingen, 
die in Oberhausen Schutz und Hilfe suchen, verbun-
den sind. In den folgenden Kapiteln wird geschildert, 
wie verschiedene Bereiche der Stadt, Schulen, Ver-
eine, Bürgerinnen und Bürger dazu beitragen, dass 
Flüchtlinge die Hilfe finden, die sie benötigen.

Zunächst werden die rechtlichen und finanziellen 
Rahmenbedingungen in Kapitel 2 beschrieben. 
Wer in Deutschland Asyl erhält und wer nicht, wer 
als Flüchtling geduldet wird und wer nach negati-
vem Abschluss des Asylverfahrens abgeschoben 
wird, entscheidet das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF). Diese Entscheidung ist für die 
Stadt bindend. 

Prognosen des BAMF deuten darauf hin, dass die Zahl 
der Flüchtlinge, die in Deutschland Schutz suchen, 
auch weiterhin steigen wird. Einzelheiten und Para-
meter zur bundesweiten Verteilung der Flüchtlinge 
sowie zu den sich hieraus für die Stadt Oberhausen 
ergebenden Anforderungen und Konsequenzen wer-
den in Kapitel 3 des Handlungskonzeptes dargelegt.

Diese Zahlen verdeutlichen, warum dem Thema „Bil-
dung und Jugend“ im vorliegenden Handlungskon-
zept derart viel Raum und Aufmerksamkeit gewidmet 
wird: Rund die Hälfte der Flüchtlinge in Oberhausen 
sind Kinder und junge Erwachsene. 

Mit dem entscheidenden Thema der Unterbringung 
von Flüchtlingen befasst sich Kapitel 4: 
Das Unterbringungskonzept der Stadt Oberhausen 
soll künftig auf drei Säulen ruhen: auf der Unterbrin-
gung in Gemeinschaftsunterkünften, der Unterbrin-
gung in privatem Wohnraum unter klar definierten 
Voraussetzungen und der Unterbringung im Rahmen 
des kommunalen Wohnungsbaus.

Allen Beteiligten ist bewusst: Bei den auch weiterhin 
zu erwartenden steigenden Flüchtlingszahlen sind 
Kapazitätsausweitungen in allen drei Bereichen un-
umgänglich.

Den größten Raum des „Handlungskonzepts Flücht-
linge“ nimmt Kapitel 5 ein, in welchem es um die 
Betreuung und Versorgung der Flüchtlinge geht. Wie 
sieht die Versorgung in Gemeinschaftsunterkünften 

und privaten Wohnungen konkret aus? Wie können 
Sprachkurse und Sprachförderung dazu beitragen, 
dass Flüchtlinge sich im Alltag besser zurechtfin-
den können? Welche Hilfen gibt es für Kinder und 
Jugendliche im Kontext von Kindertagesbetreuung, 
Schule und Offenem Ganztag? Was kann die Schulso-
zialarbeit leisten? Gefordert ist auch die Jugendhilfe. 
Viele Flüchtlinge sind traumatisiert und brauchen be-
sondere Angebote. Welche Wege gibt es für die Inte-
gration von Flüchtlingen in Ausbildung und Arbeit? 
Wie kann die Gesundheitsversorgung verbessert 
werden? Welchen Beitrag können Kultur und Sport 
leisten?

Die Integration der Flüchtlinge kann nicht allein 
durch die Stadtverwaltung geleistet werden. Ehren-
amtliches Engagement ist unverzichtbar. Wie das in 
Oberhausen funktioniert und organisiert wird, wird 
in Kapitel 6 „Flüchtlingsarbeit als Gemeinschaftsauf-
gabe“ erläutert. 

Die Kapitel 7 und 8 handeln im Anschluss von den 
unverzichtbaren Voraussetzungen für ein friedliches 
und tolerantes Miteinander. Zunächst geht es um das 
Thema „Akzeptanz und Aufnahmebereitschaft“. Die 
meisten Bürgerinnen und Bürger stehen dem Thema 
„Asyl“ offen und aufgeschlossen gegenüber. Es gibt 
aber auch Sorgen, Ängste und Bedenken. In Kapitel 7 
werden Wege aufgezeigt, wie Akzeptanz gegenüber 
Flüchtlingen auch zukünftig erhalten und verbessert 
werden kann.

Dabei ist auch das Thema „Sicherheit“ entscheidend. 
Es geht dabei um Sicherheit für die Bürgerinnen und 
Bürger und um Sicherheit für die Flüchtlinge. In Kapi-
tel 8 wird gezeigt, wie die Stadt in Zusammenarbeit 
mit der Polizei beides gewährleistet. Sicherheit ist 
aber nicht nur ein Thema für die Polizei. Auch gute 
Nachbarschaft und bürgerschaftliches Engagement 
spielen hier eine große Rolle.

Das Handlungskonzept Flüchtlinge darf auch das The-
ma „Rückführungen“ nicht aussparen. Die Stadt ist 
dazu verpflichtet, Entscheidungen des Bundes über 
den Aufenthalt von Flüchtlingen und Asylbewerbern 
durchzusetzen. Dazu gehören auch „Rückführun-
gen“. Welche rechtlichen Besonderheiten dabei zu 
berücksichtigen sind und wie der Fachbereich 2-4-
30/Ausländer- und Staatsangehörigkeitsangelegen-
heiten damit umgeht, wird in Kapitel 9 beschrieben.
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2. Rechtliche und finanzielle Rahmenbedingungen 
Das im Grundgesetz verankerte Asylrecht für poli-
tisch Verfolgte (Art. 16a GG) regelt im Verbund mit 
dem Asylverfahrensgesetz, dem Aufenthaltsgesetz 
und dem Asylbewerberleistungsgesetz bundesein-
heitlich den Aufenthalt und die wirtschaftliche Un-
terstützung von Flüchtlingen in Deutschland.

Die Kommune ist damit an Bundesvorgaben gebun-
den und bewegt sich bei der Unterbringung und Ver-
sorgung der Flüchtlinge sowohl gesetzlich als auch 
finanziell in einem engen Handlungsspielraum. 

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 
prüft und bestimmt, ob Flüchtlinge, die sich zunächst 
um Asyl bewerben müssen, in Deutschland bleiben 
dürfen oder nicht. Das BAMF entscheidet über alle 
Asylanträge, einschließlich der Zuerkennung der 
Flüchtlingseigenschaft. Das BAMF entscheidet auch 
darüber, ob ein so genannter „subsidiärer Schutz“ 
zu gewähren ist, wenn etwa im Herkunftsland un-
menschliche Behandlung, Folter oder Todesstrafe 
drohen. 

Wird ein Asylantrag vom BAMF (teilweise nach meh-
reren Jahren) abgelehnt, wird der Antragsteller vor-
übergehend geduldet. Er ist jedoch mit der rechts-
kräftigen Entscheidung des BAMF verpflichtet, die 
Bundesrepublik zu verlassen, sofern keine besonde-
ren Umstände festgestellt werden, die einen zeitwei-
sen Abschiebeschutz begründen. Wenn dann keine 
freiwillige Ausreise erfolgt, wird die zwangsweise 
Rückführung betrieben. Dies ist dann Aufgabe der 
kommunalen Ausländerbehörde. Insbesondere im 
Falle einer Abschiebung in einen anderen EU-Staat 
(„Dublin-Verfahren“) hat die kommunale Ausländer-
behörde keine eigene Entscheidungsbefugnis, son-
dern muss lediglich die Entscheidungen des BAMF 
umsetzen.

Zuweisung der Flüchtlinge und Aufgaben der 
Kommune

Die vom BAMF getroffenen Entscheidungen sind für 
die kommunale Ausländerbehörde bindend. Zu den 
Aufgaben der Kommune gehören daher die Umset-
zung der Entscheidungen des BAMF sowie die mate-
rielle Versorgung und Unterbringung der Flüchtlinge. 
Für die Zuweisung von Flüchtlingen an die Länder 
und Kommunen existiert ein bundes- und landesweit 

geregeltes einheitliches Verteilungsverfahren. Wie 
viele Flüchtlinge jedes Bundesland aufnehmen muss, 
wird jedes Jahr nach dem sogenannten „Königsteiner 
Schlüssel“ entsprechend den Steuereinnahmen und 
der Bevölkerungszahl für jedes Bundesland berech-
net. 

Für Nordrhein-Westfalen wurde die Aufnahmequote 
im Jahr 2014 mit rund 21,22% festgelegt. Das Land 
Nordrhein-Westfalen war damit verpflichtet, insge-
samt 50.928 Asylbewerber/innen aufzunehmen. Da-
von wurden der Stadt Oberhausen in 2014 rund 1,1% 
zugewiesen.
 
Die kommunale Aufnahmequote wird durch die zu-
ständige Bezirksregierung regelmäßig geprüft und 
angepasst. Der Verteilungsschlüssel orientiert sich 
am Einwohner- und Flächenanteil der Kommunen. 
Die Bedingungen und die näheren Umstände bei der 
Aufnahme von Flüchtlingen in NRW sind im Flücht-
lingsaufnahmegesetz des Landes geregelt. Die Ge-
meinden sind danach verpflichtet, ausländische 
Flüchtlinge (Asylbewerber/innen, Kontingentflücht-
linge) unterzubringen und zu versorgen. 

Das Land NRW hat die Bezirksregierung Arnsberg mit 
der Verteilung der Asylantragsteller auf die Gemein-
den beauftragt. Im Asylbereich ist folglich die Be-
zirksregierung Arnsberg landesweit zuständig für die 
Erstunterbringung von Asylbewerbern in den zentra-
len Unterbringungseinrichtungen des Landes NRW 
und für die Verteilung der asylsuchenden Menschen 
auf die 396 Städte und Gemeinden. 

Beim Verfahren zur Aufnahme und Unterbringung 
sind zwei Gruppen zu unterscheiden. Während die 
Ankunft von „Asylerstantragstellern“ einige Tage vor-
her bei den zuständigen kommunalen Fachbereichen 
angekündigt wird, werden „Asylfolgeantragsteller“ 
nicht zur Aufnahme angekündigt. Bei den Folgean-
tragstellern handelt es sich um Personen, die früher 
bereits einen Asylantrag gestellt und eine Zuweisung 
für eine bestimmte Kommune, z. B. für Oberhausen, 
erhalten hatten. Sie werden der Stadt zugewiesen, in 
der seinerzeit der erste Antrag gestellt wurde. Asyl-
folgeantragsteller werden auf die kommunale Quote 
angerechnet, allerdings erst mit zeitlicher Verzöge-
rung bei der kommenden Stichtagserhebung. 

7Handlungskonzept Flüchtlinge in Oberhausen
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Rahmenbedingungen
•	 Über Asylanträge entscheidet das BAMF. 

Diese Entscheidungen sind für die Kom-
mune bindend.

•	 Wie viele Flüchtlinge Oberhausen aufneh-
men muss, ist nach bundesweitem Schlüs-
sel festgelegt.

•	 Die Stadt arbeitet daran, zusätzliche Mit-
tel zu akquirieren.

Die finanziellen Zuweisungen des Landes für das Jahr 2015 schlüsseln sich nach dem vorliegenden
Zuweisungsbescheid der Bezirksregierung Düsseldorf für Oberhausen wie folgt auf:

Zuweisung nach dem Flüchtlingsaufnahmegesetz:
(darin enthalten Aufstockung aus Flüchtlingsgipfel)*

Pauschale Sonderzahlung nach dem Asylbewerberleistungsgesetz:**

Entlastungsmittel des Bundes für NRW:***

Summe 2015 für Unterbringung, Verpflegung und Betreuung:	

2.017.616 €

353.049 €

595.212 €

2.960.877 €

* Die pauschale Zuweisung des Landes an die Kommunen wurde für 2015 um 40 Mio € auf 183 Mio € erhöht.
** Für Mehraufwendungen der Gemeinden beteiligt sich das Land im Jahr 2015 mit zusätzlichen Finanzmitteln.
*** Der Bund stellt den Ländern für 2015 und 2016 1 Mrd. € „Flüchtlingsmilliarde“ zur Verfügung. 54 Mio. gehen pro Jahr an NRW.

Für die Unterbringung, Versorgung und Betreuung 
von Flüchtlingen erhalten die Kommunen jährlich 
pauschale Zuweisungen des Landes. Die Modalitäten 
der Kostenerstattung sind im Flüchtlingsaufnahme-
gesetz und im Asylbewerberleistungsgesetz geregelt. 

Der finanzielle Rahmen

Nach dem vorliegenden Zuweisungsbescheid der 
Bezirksregierung Düsseldorf erhält die Stadt Ober-
hausen für 2015 insgesamt 2.960.877 Euro für Un-
terbringung, Versorgung und Betreuung von Flücht-
lingen. Zusätzliche Mittel (siehe Kasten) sind darin 
bereits enthalten. 
Angesichts der steigenden Flüchtlingszahlen bedeu-
tet die Erhöhung der pauschalen Zuweisung für die 
Stadt Oberhausen keine fühlbare Entlastung. Sollte 
die aktuelle Prognose des BAMF zutreffen, wären 
nach dem Verteilerschlüssel bis Ende des Jahres rund 
2.000 Flüchtlinge in Oberhausen zu versorgen. Wie 
in den vergangenen Jahren werden daher die vom 
Land NRW gewährten pauschalen Zuweisungen bei 
weitem nicht ausreichen, um auch nur die Kosten für 
die Unterbringung auszugleichen. 

Die materielle Versorgung von Asylbewerbern, deren 
Antrag noch geprüft wird oder die mit einer Duldung 
vorübergehend hier bleiben dürfen, richtet sich nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz. In Oberhausen 
wird die materielle Versorgung innerhalb des kom-
munalen Fachbereichs 3-2-50/Existenzsichernde 
Leistungen, Sachgebiet „Flüchtlingswesen“ sicherge-
stellt. 

Wenn ein Antragsteller vom BAMF als Asylberechtig-
ter oder als geschützter Flüchtling anerkannt wird, 
also zunächst befristet in Deutschland bleiben darf, 

erhält er eine Aufenthaltserlaubnis. Die Sicherstel-
lung des Lebensunterhaltes erfolgt dann nach dem 
Sozialgesetzbuch II (SGB II) durch das Jobcenter. Der 
Flüchtling erhält nun Leistungen nach Hartz IV. Bei 
Bleibeberechtigten übernimmt außerdem das BAMF 
die Kosten für Integrationskurse / Deutschkurse. 

Wenn die Stadt Oberhausen den Umgang mit Flücht-
lingen über das gesetzlich geregelte Minimum hinaus 
human gestalten möchte und sie in die Stadtgesell-
schaft integrieren will, müssen die hierzu notwen-
digen Leistungen freiwillig und zusätzlich erbracht 
werden. 

Die zuständigen kommunalen Fachbereiche arbei-
ten kontinuierlich daran, zusätzliche Mittel aus dem 
Landeshaushalt und aus Förderprogrammen für die 
Betreuung von Flüchtlingen in Oberhausen zu akqui-
rieren. Aktuell geht es unter anderem um die Ein-
stellung von Fachkräften in der Flüchtlingsberatung, 
um zusätzliche Lehrkräfte sowie um die Finanzierung 
niederschwelliger Angebote für Flüchtlingskinder 
und Familien. Über den Stand dieser Bemühungen 
wird im Kapitel 5 „Versorgung und Betreuung von 
Flüchtlingen in Oberhausen“ berichtet.

Handlungskonzept Flüchtlinge in Oberhausen8
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3. Flüchtlinge in Oberhausen
Die weltweiten Krisenherde, beispielhaft seien Syri-
en, der Irak, Afghanistan, Somalia und Ägypten ge-
nannt, lösen weltweit einen Flüchtlingsstrom bisher 
nicht gekannten Ausmaßes aus. Derzeit befinden sich 
weltweit ca. 50 Millionen Menschen auf der Flucht 
vor Kriegen, Hunger und Ausbeutung. Viele dieser 
Menschen suchen auch in Oberhausen Schutz.

Die Aufnahme von Flüchtlingen ist im Flüchtlings-
aufnahmegesetz NRW geregelt und verpflichtet die 
Gemeinden, Asylbewerber aufzunehmen und unter-
zubringen. Wie im Kapitel zuvor erläutert erfolgt die 
Zuweisung gemäß dem sogenannten Königssteiner 
Schlüssel. Das Land Nordrhein-Westfalen ist danach 
zurzeit verpflichtet, rund 21,22% der Asylbewerber 
in Deutschland aufzunehmen, davon werden der 
Stadt Oberhausen rund 1,1%  zugewiesen.

Entsprechend der Entwicklung in den weltweiten 
Krisenherden ist die Anzahl der Flüchtlinge, die in 
Deutschland und damit auch in Oberhausen Schutz 
suchen und Asyl beantragen, Schwankungen ausge-
setzt, wie das nachfolgende Diagramm verdeutlicht.

Die Entwicklung dieser Zahlen zeigt, dass bereits in 
den Jahren Anfang des Jahrtausends eine hohe An-
zahl von Asylbewerbern in Oberhausen zu verzeich-
nen war. Nach den Tiefständen bei der Anzahl der 
Asylbewerber in den Jahren 2010 bis 2012 ist seit 
dem Jahr 2013 eine rapide Zunahme der Asylbewer-
ber zu verzeichnen. Aktuell sind im Juni 2015 doppelt 

so viele Asylbewerber in Oberhausen unterzubrin-
gen, zu betreuen und zu versorgen als im März 2014. 
Die aktuellen Prognosen (dazu weiter unten mehr) 
besagen, dass sich dieser Trend weiter verstärken 
wird und mit einer stetig wachsenden Anzahl von 
Asylbewerbern in Deutschland insgesamt und damit 
auch in Oberhausen zu rechnen sein wird. 
Die Herausforderung für die Kommunen in Deutsch-
land besteht darin, auf die Schwankungen bei den 
Zahlen der Asylbewerber zu reagieren und entspre-
chende Kapazitäten für eine angemessene Unter-
bringung, Betreuung und Versorgung bereitzuhalten 
bzw. aufzubauen.

Bei der Bereitstellung und dem Aufbau dieser Kapazi-
täten ist auch zu berücksichtigen, welche Flüchtlinge 
nach Oberhausen kommen. Ob überwiegend Famili-
en mit Kindern oder Alleinstehende unterzubringen 
und zu betreuen sind, macht zum Beispiel einen er-
heblichen Unterschied aus. Auch Herkunftsländer, 
Nationalität, Sprache und Religion spielen dabei eine 
Rolle.

Auf diese Faktoren haben die Kommunen bei der 
Zuweisung der Flüchtlinge keinen Einfluss und kön-
nen nur im Rahmen ihrer Handlungsmöglichkeiten 
reagieren.

Aktuell (Stand 01.06.2015) sind in Oberhausen 1.201 
Flüchtlinge zu versorgen, die aus rund 40 Herkunfts-
ländern in Oberhausen Zuflucht gesucht haben. Da-
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der 18 bis 24 jährigen das männliche Geschlecht ganz 
deutlich überwiegt.
Bei den Herkunftsländern dominieren europäische 
Staaten, aus denen über 50% der Asylbewerber kom-
men. 

Bei den über 50% der Asylbewerber aus europä-
ischen Staaten handelt es sich zu einem guten Teil 
um Menschen aus dem sog. Westbalkan (Nachfol-
gestaaten Jugoslawiens und Albanien mit Ausnah-
me der nunmehrigen EU-Mitglieder Slowenien und 
Kroatien). Diese Gruppe umfasst etwa ein Drittel der 
Asylbewerber in Oberhausen.

Die Asylanträge dieser Personen (überwiegend 
Roma) werden i. d. R. zügig abgelehnt, da die An-
tragsbegründungen (meist wirtschaftliche Gründe) 
asylrechtlich häufig als offensichtlich unbegründet 
bewertet werden. „Zügig“ bedeutet jedoch mit Blick 
auf zu geringe Personalkapazitäten beim BAMF einen 
Zeitraum von mehreren Monaten. 

Eine weitere zahlenmäßig relevante Gruppe sind die 
sogenannten Folgeantragsteller. Folgeantragsteller 
stellen einen erneuten Antrag beim Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) und werden der 

von sind 807 in Gemeinschaftsunterkünften und 394 
in privatem Wohnraum untergebracht. 

Das folgende Diagramm zeigt die Verteilung nach Ge-
schlecht und Altersgruppe.

32% dieser Flüchtlinge sind minderjährig, weitere 
18% gehören zur Gruppe der jungen Erwachsenen 
(18- 24 Jahre) und bei der verbleibenden Hälfte han-
delt es um Erwachsene. 
Insgesamt sind die in Gemeinschaftsunterkünften 
untergebrachten Asylbewerber zu über 60% männ-
lich und zu knapp 40% weiblich, wobei in der Gruppe 
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Flüchtlinge in Oberhausen
•	 Die Flüchtlinge in Oberhausen entstam-

men rund 40 Herkunftsländern. Ent-
sprechend vielfältig sind Nationalitäten, 
Sprachen, Religionen und kulturelle Ori-
entierung.

•	 Rund die Hälfte der Flüchtlinge in Ober-
hausen sind Kinder und junge Erwachse-
ne, deren spezifischer Betreuungsbedarf 
zu berücksichtigen ist.

•	 Kurz- und mittelfristig ist von einem wei-
teren Anstieg der Flüchtlingszahlen und 
entsprechenden Anforderungen an die 
Unterbringung, Betreuung und Versor-
gung auch in Oberhausen auszugehen.

Stadt zugewiesen, in der seinerzeit der Erstantrag 
gestellt wurde. Asylfolgeantragsteller werden, wie 
bereits erwähnt, im Gegensatz zu Asylerstantragstel-
lern zur Aufnahme nicht angekündigt. 

Dabei kann der Erstantrag bereits viele Jahre zurück 
liegen. Der damalige Ausgang des Verfahrens ist da-
bei unerheblich. Bei Folgeantragstellern, die einen 
wiederholten Asylantrag stellen oder zum wieder-
holten Male mit Asylantragstellung eingereist sind, 
kommt es -bei unveränderter Sachlage und entspre-
chend schneller Entscheidung des BAMF- zur Ab-
schiebung innerhalb von wenigen Monaten.

Ende 2009 wurde für Staatsbürger aus Serbien und 
Mazedonien, Ende 2010 für Staatsbürger aus Bosni-
en-Herzegowina, Montenegro und Albanien die Vi-
sumspflicht für die Einreise in die Bundesrepublik für 
touristische Zwecke abgeschafft (Anhang II zu Art. 1 
Abs. 2 EG-VisaVO). Viele Personen aus den genann-
ten Ländern nutzten diese Möglichkeit der visums-
freien Einreise und beantragten dann hier Asyl. Seit 
Herbst 2013 sind kontinuierlich steigende Zahlen von 
Asylanträgen von Personen aus den vorgenannten 
Ländern zu verzeichnen. Die Einstufung von Bosnien-
Herzegowina, Mazedonien und Serbien vom Novem-
ber 2014 als sog. „Sichere Dritt-Staaten“ im Sinne 
von Art. 16 a Abs. 3 Grundgesetz wird voraussichtlich 
geringen Einfluss auf Anzahl und Dauer der Verfah-
ren haben. Die Verfahrensdauer beim BAMF kann 
nur durch mehr und entsprechend geschultes Perso-
nal verringert werden. 

Weitere Entwicklung der Flüchtlingszahlen

Aufgrund der bisherigen Aufnahmen durch den Bund 
und das Land ist davon auszugehen, dass in den 
nächsten Monaten weiterhin ein verstärkter Zuzug 
auch nach Oberhausen erfolgt. Eine Abnahme des 
Bedarfs kann zz. nicht prognostiziert werden. Dabei 
erweisen sich annähernd präzise Prognosen durch 
die Abhängigkeit von den weltweiten Krisenherden 
und Flüchtlingsströmen als schwierig. Für die Kom-
munen erhöht sich damit die Schwierigkeit, kurz-, 
mittel- oder gar langfristig die notwendigen Schritte 
zur Unterbringung, Betreuung und Versorgung zu 
planen und entsprechende Kapazitäten und Ressour-
cen anforderungsgerecht zur Verfügung zu stellen.

Anfang Mai 2015 hat das Bundesamt für Flüchtlin-
ge und Migration seine bisherige Annahme aus dem 

Februar 2015 (300.000 Asylanträge bundesweit im 
Jahr 2015) korrigiert und geht nunmehr von 450.000 
Anträgen aus.

Für Oberhausen bedeutet das nach dem Verteiler-
schlüssel ca. 1.100 Zuweisungen (gegenüber bisher 
prognostizierten 750). Unter Berücksichtigung der zu 
erwartenden Anzahl von Rückkehrern ist davon aus-
zugehen, dass zum Ende des Jahres in Oberhausen 
ca. 2.000 bis 2.100 Flüchtlinge zu versorgen sein wer-
den. Damit die Anzahl der Flüchtlinge in Oberhausen 
einen Höchststand in der jüngeren Geschichte er-
reicht haben und sich binnen eines Jahres verdoppelt 
haben.
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Für die Unterbringung, Versorgung und Betreuung 
der Flüchtlinge sind bundes- und landesweit keine 
einheitlichen Standards definiert. Die unterschied-
lichen Rahmenbedingungen in den einzelnen Kom-
munen führen im Ergebnis zu verschiedenen Ausprä-
gungen. 

In Oberhausen konzentrieren sich die Schwerpunk-
te auf zwei Säulen: der Unterbringung in Gemein-
schaftsunterkünften und der Unterbringung in 
privatem Wohnraum. Beide sind unverzichtbare In-
strumente, um den vielfältigen Anforderungen bei 
der Unterbringung der Flüchtlinge zu entsprechen. 

Privater Wohnraum

Die Stadt Oberhausen verfolgt die Strategie, mög-
lichst viele Asylsuchende außerhalb von Gemein-
schaftsunterkünften und somit in privatem Wohn-
raum unterzubringen. Vor dem Hintergrund eines 
dauerhaften Aufenthaltes werden mit dem Ziel der 
Nachhaltigkeit regelmäßig Lösungen für die Flücht-
linge gesucht, die über die Dauer des Asylverfahrens 
hinaus Bestand haben können. 

Für die Vermittlung in privaten Wohnraum ist zu-
nächst erforderlich, entsprechende Wohnungen zu 
akquirieren. Dies ist nicht immer einfach, da nicht 
alle zur Verfügung stehenden oder angebotenen 
Wohnungen geeignet sind. Neben der Passgenauig-
keit des Wohnraumes in Bezug auf die Größe, das so-
ziale Umfeld und vorhandene Infrastruktur wird die 
berücksichtigungsfähige Miethöhe analog der Miet-
obergrenzen für Leistungsberechtigte nach dem So-
zialgesetzbuch II (SGB II) und dem Sozialgesetzbuch 
XII (SGB XII) herangezogen. 

Um die Suche nach geeigneten Räumen zu verbes-
sern, hat die Stadt seit Anfang des Jahres die Zusam-
menarbeit mit der Tochtergesellschaft OGM intensi-
viert, deren Fachleute die Zusammenarbeit mit der 
ortsansässigen Wohnungswirtschaft forcieren, An-
noncen bewerten, Kontakt zu Maklern suchen und 
Wohnungen besichtigen. Die Erfolgsquote konnte 
dadurch deutlich gesteigert werden.

Bei der Vermittlung in privaten Wohnraum ist weiter-
hin zu berücksichtigen, dass die neue Lebenssituati-

on der Flüchtlinge von fremden kulturellen Lebens-
gewohnheiten und Einflüssen geprägt ist und nicht 
jeder Flüchtling unmittelbar zu einer selbständigen 
Lebensführung in der neuen Umgebung in der Lage 
ist. 

Bereits bei der Wohnungsvermittlung wird daher 
eingehend betrachtet, ob die zu vermittelnden Per-
sonen in der Lage sind, mit wenigen Hilfestellungen 
einen eigenen Haushalt zu führen und bereit sind, 
neue Erfahrungen aufzunehmen und lernoffen ge-
genüber zu treten.

Die Strategie „Privatwohnung vor Gemeinschaftsun-
terkunft“ soll auch in Zukunft -unter Beachtung der 
genannten Gesichtspunkte- forciert verfolgt werden. 

Gemeinschaftsunterkünfte

Aktuell existieren in Oberhausen vier Gemeinschafts-
unterkünfte. 
•	 Bahnstraße,
•	 Weierstraße,
•	 Gabelstraße,
•	 Helmholtzstraße.

Da die Aufnahmekapazität dieser Standorte Anfang 
des Jahres 2015 ausgeschöpft war, wurden zusätz-
lich in der ehemaligen Tackenbergschule temporär 
Unterbringungsmöglichkeiten für ca. 100 Flüchtlinge 
geschaffen. 

An allen Standorten werden die Flüchtlinge durch 
Hausmeisterdienste, sozialpädagogische Betreuung 
und ehramtliche Hilfsangebote unterstützt. Sämtli-
che Standorte kommen bislang ohne den Einsatz ei-
nes Wachdienstes aus.

Aufgrund der rasanten Entwicklung der Flücht-
lingszahlen musste eine Belegungsdichte in den 
Übergangsheimen in Kauf genommen werden, die 
teilweise über die maximalen Kapazitäten hinaus-
gegangen ist. Mit Stand vom 01.06.2015 waren in 
diesen Gemeinschaftsunterkünften 807 Flüchtlinge 
untergebracht.

Die aktuelle Belegungssituation und die zu erwarten-
den weiter steigenden Flüchtlingszahlen (siehe Kapi-

4. Unterbringung der Flüchtlinge
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tel 3) führten dazu, dass seit Anfang des Jahres seitens 
der Stadt neue Standorte für die Errichtung neuer 
Gemeinschaftsunterkünfte gesucht wurden. Insge-
samt wurden 32 mögliche Standorte in Oberhausen 
geprüft. Dabei bildeten das Bau- und Planungsrecht, 
die kurzfristige Verfügbarkeit, das soziale Umfeld, die 
voraussichtliche Unterbringungskapazität sowie die 
vorhandene Infrastruktur die wesentlichen Kriterien. 
Als Ergebnis dieser Prüfung werden weitere Unter-
künfte an der Ruhrorter Straße (für ca. 100 Perso-
nen), der Duisburger Straße (ca. 200 Personen), und 
der Kapellenstraße (ca. 100 Personen) eingerichtet. 
Darüber hinaus soll die Kapazität an der Gabelstraße 
um 50 Personen erweitert werden. 

Zu den ausgewählten Standorten wurden Bürgerin-
formationsveranstaltungen durchgeführt.
Diese Neuerrichtungen bzw. die Erweiterung sollen 
in ein- bzw. zweigeschossiger Bauweise erfolgen und 
vordringlich Wohnungen mit ca. 30 Quadratmetern 
für 2–4 Personen (kleine Familien) bereitstellen. Sie 
befinden sich zurzeit in der Planungsphase und wer-
den voraussichtlich im Spätherbst 2015 in Betrieb 
genommen werden können.

Trotz dieser Ausweitung der Unterbringungskapazi-
täten in Gemeinschaftsunterkünften um 450 Plätze 
im Laufe dieses Jahres ist davon auszugehen, dass 
die weiter steigenden Flüchtlingszahlen mittelfristig 
die Erschließung weiterer Standorte in Oberhausen 
notwendig werden lässt.

Unterbringung
•	 Unterbringung in privaten Wohnräumen 

ist ein vordringliches Ziel, aber Gemein-
schaftsunterkünfte sind ebenso erforder-
lich.

•	 Künftig soll auch das kommunale Woh-
nungsbauprogramm bei der Unterbrin-
gung herangezogen werden.

•	 Bei allen Arten der Unterbringung müs-
sen absehbar die Kapazitäten weiter ge-
steigert werden.

Handlungskonzept Flüchtlinge in Oberhausen 13
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5. Betreuung und Versorgung der Flüchtlinge

Handlungskonzept Flüchtlinge in Oberhausen14

Asylbewerber/innen, die der Stadt zugewiesen wer-
den, brauchen zunächst eine angemessene, men-
schenwürdige Unterbringung und eine Grundversor-
gung mit elementaren Gütern. Wenn man jedoch die 
Situation genau betrachtet und auch berücksichtigt, 
dass rund die Hälfte der Flüchtlinge Kinder, Jugendli-
che und junge Erwachsene sind, wird deutlich, dass 
die Aufgaben der Kommune mit der Aufnahme in 
eine Unterkunft noch längst nicht erledigt sind. 

Die Prüfung der Asylanträge dauert in der Regel Mo-
nate, in manchen Fällen länger als ein Jahr. Bei vielen 
Flüchtlingen aus Krisen- und Kriegsgebieten können 
sogar Jahre vergehen, bis auf der bundespolitischen 
Ebene festgestellt wird, dass eine Rückführung ins 
Heimatland vertretbar sein könnte. Der Kommune 
fällt damit die Aufgabe zu, den Aufenthalt der Flücht-
linge in Oberhausen angemessen und human zu ge-
stalten. 

Aufgrund der humanitären Prinzipien der demokrati-
schen Stadtgesellschaft, aber ebenso aus sozialpoli-
tischen Überlegungen sowie aus rechtlichen, ökono-
mischen und ordnungspolitischen Erwägungen sieht 
die Kommune Oberhausen es als ihre Aufgabe an, 
ein Konzept zur Betreuung der Flüchtlinge zu entwi-
ckeln. Das Konzept soll dazu beitragen, dass sich die 
Flüchtlinge in der ungewohnten Lebenslage orientie-
ren können, dass sie ihren Alltag sinnvoll, bewusst 
und aktiv gestalten und eine tragfähige individuelle 
Lebensperspektive entwickeln. 

Die Basis des umfangreichen Konzepts ist die inten-
sive Betreuung und Begleitung in den Flüchtlings-

unterkünften durch Fachkräfte der Sozialarbeit des 
kommunalen Bereichs 3-2/Soziales. Hier erhalten 
die Flüchtlinge bereits in der Orientierungsphase 
alltagsstrukturierende Angebote und individuelle 
Beratung. Von den Unterkünften aus wird auch die 
Kontaktaufnahme mit Einrichtungen aus den Berei-
chen Bildung, Jugendpflege, Arbeitsvermittlung und 
Freizeit unterstützt. Flüchtlingsfamilien mit Kleinkin-
dern werden an die Kindertagesbetreuung herange-
führt, schulpflichtige Kinder und Jugendliche in das 
Schulsystem integriert. Außerdem müssen das Erler-
nen der deutschen Sprache, der spätere Zugang zum 
Arbeitsmarkt und nicht zuletzt die Gesundheitsver-
sorgung für Flüchtlinge gewährleistet und organisiert 
werden. 

Das Konzept der Stadt Oberhausen zur Begleitung 
und Betreuung von Flüchtlingen ist umfangreich. 
Aber die Überlegungen zu einer bedarfsgerechten, 
effektiven und zugleich effizienten Gestaltung des 
Aufenthalts sind noch nicht abgeschlossen. Mögli-
cherweise kann ein solches Konzept niemals „wirk-
lich fertig“ sein. Die Entwicklungen in der globalisier-
ten Welt stellen auch die Stadt Oberhausen immer 
wieder vor neue Herausforderungen und werden 
auch in Zukunft zu Modifizierungen des Betreuungs-
konzepts führen. Auch die Finanzierung der notwen-
digen Angebote muss immer wieder neu überdacht 
und gesichert werden. Um die Nachhaltigkeit des Be-
treuungskonzepts zu gewährleisten, müssen weiter-
hin zusätzliche Gelder akquiriert werden. 
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5.1 Betreuung und Versorgung in Gemein-
schaftsunterkünften und privaten Wohnungen

Handlungskonzept Flüchtlinge in Oberhausen 15

Die Lebenssituation der Asylsuchenden ist nach ih-
rer Ankunft in Oberhausen zunächst geprägt von 
ungewohnten Eindrücken, fremden kulturellen Ein-
flüssen und unbekannten Lebensgewohnheiten. In 
den ersten Phasen des Aufenthalts benötigen die 
Asylsuchenden daher eine professionelle Begleitung 
und besondere Unterstützung. Neben einer adäqua-
ten Unterbringung und Versorgung sind vor allem 
Hilfestellungen bei der Orientierung in Deutschland, 
alltagsstrukturierende Angebote und individuelle 
Beratung wichtig. Die Angebote dienen dazu, einer 
sozialen Isolation dieser Menschen entgegenzuwir-
ken und sie dabei zu unterstützen, ihre Lebenslage 
zu bewältigen und sich eine persönliche Lebenspers-
pektive zu erarbeiten. 

Personalressourcen zur Betreuung in den
Unterkünften

Um auf die steigenden Flüchtlingszahlen angemes-
sen reagieren zu können, wurden die Personalres-
sourcen zur Betreuung in den Flüchtlingsunterkünf-
ten verstärkt. Zurzeit (Stand: Juli 2015) stehen im 
Flüchtlingssachgebiet der Verwaltung 5,5 Stellen für 
die Sozialarbeit vor Ort in den Unterkünften zur Ver-
fügung: 5 Fachkräfte der Sozialarbeit, davon 1 Fach-
kraft mit Leitungs- und Koordinierungsaufgaben, so-
wie 1 Erzieherin.
Die Aufgaben des Teams Sozialarbeit sind:
a) Betreuung der Flüchtlinge in den Gemeinschafts-
unterkünften
b) Koordination und Vernetzung der Akteure am 
Standort
c) Begleitung der Flüchtlinge in privaten Wohnraum

Für die Leistungsgewährung nach dem Asylbewer-
berleistungsgesetz stehen aktuell 3 Fachkräfte und 
eine Arbeitsgruppenleitung zur Verfügung, die von 
einer weiteren Fachkraft des schreibtechnischen 
Dienstes unterstützt werden.

Mit steigenden Flüchtlingszahlen sind sowohl in sozi-
alarbeiterischen als auch im verwaltungstechnischen 
Arbeitsbereichen personalwirtschaftliche Anpassun-
gen erforderlich. Hierzu befindet sich die Fachver-
waltung in einem stetigen Austausch mit dem Per-
sonaldezernat.

Angebote und Maßnahmen vor Ort

Wenn die Ankunft neuer Asylbewerber/innen ange-
kündigt wird –2 bis 6 Tage vor der Weiterleitung–, or-
ganisiert das Sachgebiet Flüchtlingswesen des Fach-
bereichs 3-2 die Unterbringung. Dem Hausmeister 
der jeweiligen Gemeinschaftseinrichtung werden die 
relevanten Daten zur Verfügung gestellt, so dass vor 
Ort die notwendige Grundausstattung (Betten, Mat-
ratzen, Bettwäsche etc.) bereitgestellt werden kann.

Die Asylbewerber/innen erhalten vor Ort zunächst 
wichtige Informationen zur Orientierung (Wegwei-
ser, Vordrucke, Fahrpläne etc.). Die Fachkräfte der 
Sozialarbeit unterstützen die Neuankömmlinge bei 
den Kontakten zu den Behörden (einwohnermelde-
rechtliche Anmeldung, Aufnahme des Hauptantra-
ges etc.). 

Die erste Phase der Orientierung in der neuen Um-
gebung ist daher gekennzeichnet durch eine enge 
Anbindung der Asylsuchenden an die Fachkräfte der 
Sozialarbeit und die Mitarbeiter/innen der Leistungs-
abteilung. Die Angebote und Maßnahmen in den fol-
genden Phasen des Aufenthalts orientieren sich am 
Bedarf und den Bedürfnissen der Asylsuchenden. 
Ein zentrales Ziel der Betreuung ist, die Asylsuchen-
den dabei zu unterstützen, eine Lebensperspektive 
zu entwickeln und ein selbstverantwortliches, men-
schenwürdiges Leben zu gestalten. 

Besondere Bedeutung haben zunächst die Bera-
tung und die Unterstützung der Asylsuchenden bei 
der Organisation und Bewältigung des alltäglichen 
Lebens. Hierzu gehört auch das Verhalten in den 
Übergangswohnheimen (z.B. Hygiene und Reini-
gung, Haushaltsführung, Umgang mit Mobiliar und 
Räumen, Müll- und Sperrmüllentsorgung). Die Be-
treuungskräfte unterstützen die Bewohnerinnen und 
Bewohner bei der Gestaltung des Zusammenlebens 
in der Einrichtung und bei der Entwicklung des Ver-
antwortungsgefühls für die Umgebung. 

Nach der Orientierungsphase rückt die Teilhabe an 
den unterschiedlichen Angeboten aus den Bereichen 
Bildung, Freizeit, Kultur und Arbeitssuche immer 
stärker ins Blickfeld. Die Fachkräfte der Sozialarbeit 
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beraten und unterstützen die Asylsuchenden bei der 
Suche nach Dolmetschern, bei der Kontaktaufnahme 
mit Bildungsträgern, mit Schulen, mit Spielgruppen 
und anderen Angeboten zur Förderung der Kinder 
und Jugendlichen. Die Asylsuchenden werden auch 
über die Angebote anderer Einrichtungen aus den 
Bereichen Bildung, Kultur und Freizeit (z. B. Haus-
aufgabenhilfe, Sportvereine, Sprachkurse) informiert 
und bei der Kontaktaufnahme unterstützt. Einige 
dieser Angebote werden regelmäßig von ehrenamtli-
chen Unterstützer/innen in den Flüchtlingswohnhei-
men durchgeführt. 

Auch die Beratung und Hilfestellung bei Fragen, die 
das Asylverfahren und den damit verbundenen Auf-
enthalt in Deutschland betreffen, gehören zu den 
Aufgaben der Sozialarbeit vor Ort. Für besonders 
schutzbedürftige Personen (z. B. unbegleitete min-
derjährige Flüchtlinge, schwer erkrankte oder trau-
matisierte Menschen) wurden spezielle Angebote 
entwickelt. 

Zu den Aufgaben der Fachkräfte der Sozialarbeit 
gehören außerdem die Entwicklung und Durchfüh-
rung pädagogischer und sozialer Aktivitäten mit 
Flüchtlingen und Bürger/innen aus dem Umfeld der 
Einrichtung. Solche Aktivitäten fördern das gegen-
seitige Verständnis und ein friedvolles Miteinander 
zwischen den Flüchtlingen und den Angehörigen der 
Aufnahmegesellschaft. Informationen für Flüchtlinge 
über das kulturelle, soziale und rechtsstaatliche Sys-
tem in der Bundesrepublik Deutschland tragen eben-
falls zum Verständnis bei. 

Wenn ein längerer Aufenthalt in Deutschland mög-
lich erscheint, werden mit den Flüchtlingen regelmä-
ßig Lösungen gesucht, die nachhaltig sind, also über 
die Dauer des Asylverfahrens hinaus Bestand haben 
können. Gemeinsam mit den Flüchtlingen wird eine 
Lebensperspektive erarbeitet. Dabei kommt der Vor-
bereitung auf den Umzug in eine privat genutzte 
Wohnung („dezentrale Unterbringung“) eine beson-
dere Bedeutung zu. Auf die Vermittlung deutscher 
Gepflogenheiten und Werthaltungen (Einhalten der 
Hausordnung, Mülltrennung, Energiesparmöglich-
keiten etc.) wird besonderer Wert gelegt. Bereits bei 
der Wohnungsvermittlung wird eingehend betrach-
tet, ob die zu vermittelnden Personen in der Lage 
sind, mit wenigen Hilfestellungen einen eigenen 
Haushalt zu führen und bereit sind, neue Erfahrun-
gen aufzunehmen und ihnen lernoffen gegenüber zu 
treten. 

Unterstützung durch Ehrenamt

Diese qualifizierte Flüchtlingssozialarbeit vor Ort mit 
ihrer Vielfalt von bedarfsgerechten Angeboten wird 
erst durch die Bündelung unterschiedlicher Kräfte 
gewährleistet. Neben der hauptamtlichen Betreuung 
der Flüchtlinge durch die Sozialverwaltung kommt 
dem Ehrenamt eine besondere Bedeutung zu. Zahl-
reiche Kirchengemeinden, Träger der Kinder- und 
Jugendarbeit, Vereine und Bürgerinitiativen bringen 
sich maßgeblich in die Sicherstellung des örtlichen 
Betreuungsangebotes für Flüchtlinge ein. Die feder-
führende Koordination der Unterstützungsangebote 
durch Ehrenamtliche erfolgt über die Sozialarbeit 
des Bereichs 3-2/Soziales. 

Der als Übersicht in Anhang 4 beigefügte Einsatzplan 
gibt eine Übersicht zu jenen Angeboten, die regelmä-
ßig direkt vor Ort in den Flüchtlingsheimen stattfin-
den. 

Betreuung in Unterkünften 
und privatem Wohnraum

Handlungskonzept Flüchtlinge in Oberhausen16

•	 Um auf die steigenden Flüchtlingszahlen 
angemessen reagieren zu können, wur-
den die Personalressourcen zur Betreuung 
in den Flüchtlingsunterkünften verstärkt. 

•	 Besondere Bedeutung haben zunächst die 
Beratung und die Unterstützung der Asyl-
suchenden bei der Organisation und Be-
wältigung des alltäglichen Lebens.

•	 Neben der hauptamtlichen Betreuung der 
Flüchtlinge durch die Sozialverwaltung 
kommt dem Ehrenamt eine besondere Be-
deutung zu.
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5.2 Deutschkurse, Integrationskurse und
Alphabetisierung für Flüchtlinge in Oberhausen 

Handlungskonzept Flüchtlinge in Oberhausen 17

Die ausreichende Kenntnis der deutschen Sprache 
ist für Flüchtlinge, die in Deutschland bleiben wollen, 
eine Voraussetzung, um lebenspraktisches Wissen zu 
erwerben, am kulturellen Leben teilzunehmen und 
sich berufliche Bildungsinhalte anzueignen. Wesent-
liche Grundlagen für das Erlernen der Sprache und 
eines Berufes sind Lesen und Schreiben. Ohne diese 
Grundkenntnisse kann man sich in Deutschland nicht 
oder nur sehr schwer in den Arbeitsmarkt integrie-
ren. 

In Oberhausen gibt es für Flüchtlinge unterschiedli-
che Angebote zur Alphabetisierung und zum Erler-
nen der deutschen Sprache: 
•	 Vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 

(BAMF) geförderte allgemeine Integrationskurse
•	 Alphabetisierungskurse (ebenfalls vom BAMF ge-

fördert)
•	 Deutschunterricht für Asylbewerber/innen in 

Wohnheimen 
•	 Berufsbezogene Kurse „Deutsch für den Beruf“ 
•	 Deutschunterricht an Schulen für Kinder und Ju-

gendliche aus Flüchtlingsfamilien 

Rahmenbedingungen für geförderte
Integrationskurse 

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 
fördert auch in Oberhausen Integrationskurse für 
bleibeberechtigte Flüchtlinge mit einem gesicherten 
Aufenthaltsstatus. Ein vom BAMF geförderter Integ-
rationskurs besteht aus einem Sprachkurs und einem 
Orientierungskurs. Der allgemeine Integrationskurs 
dauert 660 Stunden. Je nach Ausrichtung des Kurses 
kann die Gesamtdauer auch bis zu 960 bzw. 1260 
Stunden betragen. 

Teilnahmeberechtigungen für diese Integrationskur-
se werden in der Regel nur erteilt, wenn ein dauer-
hafter Aufenthaltstitel vorliegt. Unter bestimmten 
Umständen können Zugewanderte auch gesetzlich 
verpflichtet sein, an einem Integrationskurs teilzu-
nehmen (gemäß § 44a Aufenthaltsgesetz). Teilnah-
meberechtigungen oder -verpflichtungen werden 
vom BAMF, von der Ausländerbehörde und vom Job-
center erteilt. 

In Oberhausen werden vom BAMF geförderte Inte-
grationskurse hauptsächlich von der Volkshochschu-
le (VHS) der Stadt Oberhausen angeboten, einem 
Weiterbildungszentrum in kommunaler Trägerschaft. 

Für junge Erwachsene unter 27 Jahren gibt es in 
Oberhausen außerdem spezielle Jugendintegrati-
onskurse. Die Jugendintegrationskurse werden vom 
Diakonischen Werk in Mülheim an der Ruhr durch-
geführt. Die Beratung und Kontaktaufnahme erfolgt 
durch das Kommunale Integrationszentrum Ober-
hausen. 

Alphabetisierungskurse 

Auch unter den Flüchtlingen gibt es einen Anteil 
von Menschen, die nicht oder nur unzureichend 
lesen und schreiben können. Um die Probleme im 
Alltag, bei Behördengängen oder im Beruf zu lösen, 
bedarf es einer Alphabetisierung. Die Alphabetisie-
rung sowie eine darauf aufbauende Vermittlung von 
Deutschkenntnissen, auch aus der Berufswelt, sollen 
die Teilnehmenden auf ein zukünftiges Weiterlernen 
in einer schulischen oder beruflichen Bildungsinsti-
tution vorbereiten. Vom BAMF geförderte Alphabe-
tisierungskurse werden in Oberhausen unter ande-
rem von der Volkshochschule der Stadt Oberhausen 
durchgeführt. 

Deutsch- und Integrationskurse der VHS der 
Stadt Oberhausen 

Alle Deutschkurse der Volkshochschule der Stadt 
Oberhausen bis zur Niveaustufe B 1 des Europä-
ischen Referenzrahmens für Sprachen sind als Inte-
grationskurse ausgewiesen. Das heißt: Sie werden 
nach den Vorgaben des Bundesamtes für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF) durchgeführt. Die Deutsch- 
und Integrationskurse entsprechen wie alle VHS-Ver-
anstaltungen den Qualitätsansprüchen einer Zertifi-
zierung nach ISO 9001. 

Von der VHS Oberhausen werden Alphabetisierungs-
kurse, Frauenkurse, allgemeine Integrationskurse 
und Orientierungskurse durchgeführt. Die Teilneh-
menden haben unterschiedliche Ansprüche auf Un-
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terrichtsstunden: 1.260 Stunden (Alphabetisierungs-
kurse), 960 Stunden (Frauenkurse) oder 660 Stunden 
(allgemeine Integrationskurse). 

Alle Kursstufen (Module) bestehen aus jeweils 100 
Unterrichtsstunden. Die Teilnehmenden schließen in 
der Regel mit dem Europäischen Sprachenzertifikat 
B1 Deutsch den Lehrgang ab. Das B1-Zertifikat und 
das Bestehen des Orientierungskurs-Tests (Ersatz für 
einen Einbürgerungstest) sind zugleich die Voraus-
setzungen, die für eine Einbürgerung erfüllt werden 
müssen. 

Die Zahl der Teilnehmenden an den genannten Kur-
sen ist auf 20 Personen, in Alphabetisierungskursen 
auf 12 Personen beschränkt. Ausnahmen sind auf 
Antrag beim BAMF möglich. Die Teilnahme von Ler-
nenden, die nicht durch das BAMF gefördert werden, 
ist bis zur Höchstteilnehmerzahl möglich.

Eine Förderung der Kursteilnahme wird in der Regel 
nur für jene Teilnehmenden gewährt, die einen dau-
erhaften Aufenthaltstitel bzw. ein Bleiberecht haben. 
Teilnahmeberechtigungen erteilen BAMF, Ausländer-
behörde und Jobcenter. Für Menschen, die sich noch 
im Asylverfahren befinden oder lediglich eine „Dul-
dung“ haben, wird keine Förderung gewährt. 

Auswirkungen fehlender Möglichkeiten 
der Teilnahme an Integrationskursen oder 

Deutschkursen 

Zurzeit werden ca. 80 bis 90% der Teilnehmenden in 
Integrationskursen vom BAMF gefördert. Die ande-
ren Teilnehmenden der Kurse haben keine Ansprü-
che (mehr) auf einen Integrationskurs. Dazu gehö-
ren, neben Au-pairs und Austauschschüler/innen, 
Flüchtlinge, die sich noch im Asylverfahren befinden 
oder im Besitz einer Duldung sind. 

Aus Sicht der VHS Oberhausen ist festzustellen, dass 
ein Großteil jener Menschen, deren Aufenthaltssta-
tus in Deutschland sich wahrscheinlich verfestigen 
wird, eine von staatlicher Seite bereitgestellte Mög-
lichkeit zum Erwerb der deutschen Sprache (Integra-
tionskurse) nicht nutzen kann. 

Ohne eine ausreichende Kenntnis der deutschen 
Sprache wird jedoch ein Zugang zu gesellschaftlicher 
und beruflicher Eingliederung erschwert oder sogar 
unmöglich gemacht. Eine Unterstützung der Kinder 
in ihrer schulischen Laufbahn durch die Eltern wird 

erschwert. Eine Kommunikation mit Behörden und 
Ärzten wird verhindert oder ist nur mit Hilfe von Dol-
metschern möglich. 

Verbesserung der Integrationschancen durch 
Sprachkurse

Die VHS der Stadt Oberhausen sieht folgende Opti-
onen zur Verbesserung der Integrationschancen von 
Flüchtlingen: 
•	 Besuch einer Vorschaltmaßnahme von 200 bis 

300 Stunden vor dem Besuch eines regulären 
Integrationskurses: entweder als Alphabetisie-
rungskurs oder als allgemeiner Integrationskurs 
mit unterschiedlicher wöchentlicher Stunden-
zahl (15, 20 oder 25 Stunden) oder als Mischung 
aus beiden Kurstypen. 

•	 Durchführung von Sprachkursen in unmittelba-
rer Nähe von Asylbewerberunterkünften: Neben 
einem sprachlichen Teil sollten diese Kurse auch 
allgemeine und soziale Alltagskompetenzen för-
dern. 

•	 Allgemeiner Sprachkurs von ca. 600 Unterrichts-
stunden in der VHS, an dem ausschließlich Asyl-
bewerber/innen teilnehmen. 

Grundlage für eine mögliche Förderung von Flücht-
lingen ist ein ausführliches Kompetenzprofil, das in 
der VHS der Stadt Oberhausen erstellt werden könn-
te, da hier Erfahrungen mit Einstufungstests, wie sie 
das BAMF für jeden Teilnehmenden verlangt, und 
praktische pädagogische Kenntnisse der Kursleitun-
gen vorhanden sind. Anschließend könnten mit dem 
Teilnehmenden die Möglichkeiten einer Eingliede-
rung in ein passendes Modul eines Integrationskur-
ses oder in einen Sprachkurs mit oder ohne Alltags-
kompetenzförderungen erörtert werden. 

Die Integrationskurse und die allgemeinen Sprach-
kurse werden in der VHS von speziell ausgebildeten 
Kursleiter/innen geleitet, die vom Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge anerkannt sind bzw. eine 
spezielle Zusatzausbildung bereits absolviert haben. 

Die Sprachkurse in der Nähe der Asylbewerberunter-
künfte sollten von einem Kursleiter / einer Kursleite-
rin mit Integrationskurserfahrung und einer sozialpä-
dagogischen Fachkraft gemeinsam geleitet werden.

Die Volkshochschule Oberhausen bemüht sich um 
einen Austausch mit den Städten Duisburg, Mülheim 
und Essen, auch bezüglich einer möglichen gemein-
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samen Drittmittelbeschaffung. Da diese Bemühun-
gen erst mittelfristig wirksam werden können, wäre 
die Finanzierung von einigen wohnortnahen Vorkur-
sen dringlich. Im Anschluss an diese Vorkurse können 
Flüchtlinge in allgemeine Integrationskurse integriert 
werden. 

Angesichts der steigenden Zahl von Flüchtlingen wä-
ren auch voll zu finanzierende wohnortnahe Sprach-
kurse nur für die Zielgruppe notwendig.

Deutschunterricht für Asylbewerber/innen in 
Wohnheimen

Neben den geförderten Integrationskursen werden in 
mehreren Flüchtlingswohnheimen Deutschkurse an-
geboten, zum Teil von ehrenamtlichen Unterstützer/
innen, zum Teil mit einer Finanzierung aus Mitteln 
des Kommunalen Integrationszentrums Oberhausen. 
Die Kurse richten sich an erwachsene Flüchtlinge, die 
keinen Anspruch auf eine BAMF-Förderung haben, 
und an Kinder und Jugendliche, die eine zusätzliche 
außerschulische Förderung benötigen. Die Ehren-
amtlichen, die Deutschkurse durchführen, sind pä-
dagogische Fachkräfte, vor allem pensionierte oder 
erwerbstätige Lehrkräfte sowie Studierende. 

Im Flüchtlingswohnheim an der Weierstraße bietet 
das Kommunale Integrationszentrum Oberhausen in 
Kooperation mit dem Kinder- und Kulturkreis zurzeit 
drei Deutschkurse für Erwachsene an, jeweils 4 Stun-
den wöchentlich. Außerdem wird im Wohnheim von 
einer Honorarmitarbeiterin Deutschunterricht für 
Kinder erteilt, die besondere Förderung vor der Ein-
schulung benötigen (3 Stunden wöchentlich).
Ein weiterer ehrenamtlich durchgeführter Sprach-
kurs findet an der Weierstrasse zweimal wöchentlich 
je 2 Stunden statt und wird von einer ehemaligen Lei-
terin einer Gesamtschule durchgeführt.

Im Flüchtlingswohnheim an der Gabelstraße findet 
zurzeit einmal pro Woche über terre des hommes 
eine ehrenamtlich getragene Förderung in Deutsch 
für Schüler/innen statt, die ein Gymnasium besu-
chen. Diese Förderung wird von zwei Lehrerinnen 
geleitet und umfasst zwei Stunden. Außerdem wird 
dort ein 5-wöchiger Deutschkurs der Ruhrwerkstatt 
in Kooperation mit „Bunter Oberhausener Norden“ 
durchgeführt. 

Im Flüchtlingswohnheim an der Bahnstraße bieten 
aktuell terre des hommes und der Flüchtlingsrat 

Oberhausen ehrenamtlich getragene Deutschkurse 
an. Die drei Deutschkurse über terre des hommes 
richten sich an Erwachsene; dreimal pro Woche wer-
den jeweils 2 Stunden Unterricht angeboten. 
Ab Juni 2015 soll außerdem ein Deutschkurs angebo-
ten werden, der sich speziell an Flüchtlinge richtet, 
die in privaten Wohnungen leben. Der Kurs wird eh-
renamtlich getragen und findet in den Räumen von 
terre des hommes statt. 

Berufsbezogene Kurse „Sprache und Beruf“ 

Eine grundlegende Voraussetzung der Integration 
in den Arbeitsmarkt, aber auch in das gesellschaft-
liche Leben, ist die notwendige Sprachkompetenz in 
Deutsch. Flüchtlinge müssen in der Regel zunächst 
einen Integrationskurs besuchen, um eine Chance 
auf dem Arbeitsmarkt zu haben. 

Stellt sich nach dem Integrationskurs heraus, dass 
die bereits vorhandene oder neu erlernte Sprach-
kompetenz nicht ausreicht, um erfolgreich in den Ar-
beitsmarkt vermittelt werden zu können, kann durch 
die Integrationsfachkräfte des Jobcenters auch die 
Teilnahme am Kurs „Sprache und Beruf“ empfohlen 
und initiiert werden. Hier bietet das BAMF die Kurse 
„Deutsch für den Beruf“ kostenlos für Menschen mit 
Migrationshintergrund im so genannten ESF-BAMF-
Programm an. 

Die Kurse verbinden Deutschunterricht, berufli-
che Qualifizierung und die Möglichkeit, einen Beruf 
durch ein Praktikum näher kennenzulernen. 

Deutschunterricht an Schulen für Kinder und 
Jugendliche aus Flüchtlingsfamilien

Schulpflichtige Kinder und Jugendliche aus Flücht-
lingsfamilien werden in Oberhausen zunächst in die 
Internationalen Vorbereitungsklassen (IVK) einge-
schult. Ziel der Internationalen Vorbereitungsklassen 
ist die schnellstmögliche Integration der zugewan-
derten Schüler/innen in eine ihrem Alter und/oder 
ihrer Leistungsfähigkeit entsprechende Regelklasse. 
Die Schüler/innen werden mit Deutschunterricht in-
tensiv in der für sie neuen Sprache gefördert. 

Jugendliche aus Flüchtlingsfamilien, die 16 Jah-
re oder älter sind, können in Oberhausen seit dem 
Schuljahr 2014/15 Internationale Förderklassen (IFK) 
besuchen, die an zwei Oberhausener Berufskollegs 
eingerichtet wurden. Neben einem intensiven Un-
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Deutsch- + Integrationskurse
•	 Ohne Grundkenntnisse der deutschen 

Sprache kann man sich in Deutschland nur 
sehr schwer integrieren.

•	 In Oberhausen gibt es für Flüchtlinge un-
terschiedliche Angebote zur Alphabeti-
sierung und zum Erlernen der deutschen 
Sprache.

•	 Aus Sicht der VHS Oberhausen ist festzu-
stellen, dass ein Großteil jener Menschen, 
deren Aufenthaltsstatus in Deutschland 
sich wahrscheinlich verfestigen wird, eine 
von staatlicher Seite bereitgestellte Mög-
lichkeit zum Erwerb der deutschen Spra-
che (Integrationskurse) nicht nutzen kann. 

terricht in Deutsch und anderen Fächern lernen die 
Schüler/innen unterschiedliche Berufsfelder kennen 
und können berufliche Grundkenntnisse erwerben.

Im Kapitel 5.3.2 „Integration in das Schulsystem“ 
werden Internationale Vorbereitungsklassen und In-
ternationale Förderklassen ausführlich dargestellt. 

25 von 85 in Zusammenstellung



5.3 Bildung

Die Regelangebote der frühkindlichen Bildung, Er-
ziehung und Betreuung bis zur Einschulung stehen 
grundsätzlich auch für Kinder aus Flüchtlingsfamilien 
zur Verfügung. Regelangebote in Kindertageseinrich-
tungen und Kindertagespflege können jedoch dem 
besonderen Bedarf der Kinder aus Flüchtlingsfamili-
en nicht immer gerecht werden. 

Die Flüchtlingsfamilien in Oberhausen kommen nicht 
nur aus anderen Kulturkreisen und sind daher häu-
fig eine Fremdbetreuung von Kleinkindern aus ihren 
Herkunftsländern nicht gewöhnt. Viele Flüchtlings-
familien, besonders jene aus Kriegsgebieten, waren 
außerdem vor und während der Flucht traumati-
schen Erlebnissen ausgesetzt. Im Bereich frühkindli-
che Bildung werden daher besondere Angebote für 
die Zielgruppe entwickelt. 

Um Kinder aus Flüchtlingsfamilien angemessen zu 
fördern und zu integrieren, sind differenzierte Be-
treuungsangebote für die Kinder und zur Unterstüt-
zung ihrer Eltern notwendig. Die Angebote verfolgen 
das Ziel, das „Ankommen“ und die allmähliche Ein-
gewöhnung in eine Fremdbetreuung der Kinder aus 
Flüchtlingsfamilien zu erleichtern. 

Das aktuelle Konzept der Kindertagesbetreu-
ung für Flüchtlingsfamilien 

Der Bereich 3-1 / Kinder, Jugend, Bildung und der 
Bereich 3-2 / Soziales haben gemeinsam ein Konzept 
zur zukünftigen Bildung, Erziehung und Betreuung 
von Kindern aus Flüchtlingsfamilien nach den oben 
beschrieben Gesichtspunkten entwickelt. Ziel des 
gemeinsamen Konzepts ist es, in verschiedenen For-
men sogenannter „Brückenprojekte“ die betreffen-
den Familien an die institutionalisierte Kindertages-
betreuung heranzuführen. 

Das Konzept entspricht pädagogisch inhaltlich dem 
Landesprogramm „Kinderbetreuung in besonde-
ren Fällen“, das das Ministerium für Kinder, Jugend, 
Kultur und Sport (MFKJKS) Anfang Mai 2015 an die 
Landschaftsverbände und diese dann an die Kommu-

nen weitergeleitet haben. Eine breite Information an 
freie Träger und Verbände der Jugendhilfe in Ober-
hausen ist bereits erfolgt.

Für das Jahr 2015 wurde seitens des Landes der 01. 
Juni 2015 als Antragsfrist benannt. Für 2016 können 
bis zum 01.10.2015 Anträge eingereicht werden. Der 
Antragsweg erfolgt, wie bei anderen Landes- bzw. 
Bundesprogrammen auch, über die Kommune. Alle 
Anträge werden beim Bereich 3-1 / Kinder, Jugend, 
Bildung eingereicht und nach Überprüfung gesam-
melt an den LVR weitergeleitet.
Die Zuweisung der Mittel erfolgt über sogenannte 
„Betreuungspakete“. Ein Betreuungspaket beinhal-
tet die Betreuung von 5 Kindern im Vorschulalter 
von je 60 Minuten durch jeweils eine pädagogisch 
gebildete Kraft. Für jedes Betreuungspaket gibt es 
eine Pauschalfinanzierung von 30 € für Personal- und 
Sachkosten (vgl. Rundschreiben des LVR Nr. 42/ 887-
2015).

Angebote der Kindertagesbetreuung für 
Flüchtlingsfamilien 

Zunächst ist es wichtig, die Eltern sensibel mit den 
für sie unbekannten Betreuungsangeboten der früh-
kindlichen Bildung vertraut zu machen. Gerade in 
der ersten Zeit nach der Ankunft sind deshalb nied-
rigschwellige Angebote für einige Stunden am Tag 
oder auch Betreuungsangebote in unmittelbarer 
räumlicher Nähe zu den Eltern sinnvoll.

In Oberhausen ist beabsichtigt das oben genannte 
Landesprogramm zur „Kinderbetreuung in besonde-
ren Fällen“ zur Angebotsgestaltung für Flüchtlings-
familien zu nutzen. Angebote in Form von Eltern-
Kind-Gruppen und darauf aufbauende sogenannten 
Spielstuben bzw. Spielgruppen sollen ausgeweitet 
bzw. neu initiiert werden. Ein Beispiel für bestehen-
de Angebote sind die Maßnahmen von „Terre des 
Hommes“ in den Flüchtlingsunterkünften Bahn- oder 
auch Weierstraße. Dort führt der Verein mehrere 
dieser Freizeitangebote für Kinder im Vorschulalter 
durch.

5.3.1 Angebote zur Kindertagesbetreuung im Rahmen der Früh-
kindlichen Bildung, Erziehung und Betreuung
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Seit der Verabschiedung des Zuwanderungsgesetzes 
im Jahr 2005 sind alle Kinder und Jugendlichen, un-
abhängig von ihrem Aufenthaltsstatus, schulpflich-
tig. In Nordrhein-Westfalen ist die Schulpflicht in der 
Landesverfassung und im Schulgesetz NRW geregelt. 
Bei der Integration und Bildungsteilhabe schulpflich-
tiger Kinder aus zugewanderten Familien sind außer-
dem zwei Runderlasse relevant. 

Schulpflichtige Kinder und Jugendliche mit Migrati-
onshintergrund, die im Laufe eines Schuljahres ohne 
Deutschkenntnisse aus ihrem Heimatland kommen 
und in das deutsche Schulsystem integriert werden 
müssen, werden als „Seiteneinsteiger“ bezeichnet. 
Das Kommunale Integrationszentrum Oberhausen 
hat im Einvernehmen mit der unteren Schulaufsicht 

Eltern-Kind-Gruppen werden für junge Kinder ab 
einem Jahr und für Kinder ohne Erfahrungen in der 
Fremdbetreuung mit je einem Elternteil angeboten. 
Kindergruppen, die bereits in der Lage sind, stunden-
weise ohne unmittelbaren Kontakt zu den Eltern zu 
sein, werden in das Angebot einer Spielstube über-
geleitet. Die Spielstuben bieten eine Fremdbetreu-
ung an einzelnen Tagen ohne kontinuierliche Beglei-
tung durch die Eltern und damit einen konstruktiven 
Einstieg in die Tagesbetreuung des Regelsystems. 

Die Perspektive der Angebote im Bereich frühkindli-
che Bildung für Flüchtlingsfamilien ist eine Aufnahme 
der Kinder in die institutionalisierte Kindertagesbe-
treuung (Kindertageseinrichtungen und Kindertages-
pflege). Insbesondere Kinder aus Flüchtlingsfamilien, 
die sich langfristig in Deutschland aufhalten, werden 
im Übergang zur Grundschule in Kindertageseinrich-
tungen vermittelt. 

Ausblick und Zukunftsplanung 

Angesichts der steigenden Zahl von Flüchtlingsfamili-
en mit Kindern, die in Oberhausen zu betreuen sind, 
ist es notwendig, die oben beschriebenen differen-
zierten Angebote im Bereich frühkindliche Bildung 
durch die oben beschriebenen „Brückenprojekte“ zu 
intensivieren. Für eine Beantragung der Landesmit-
tel „Kinderbetreuung in besonderen Fällen“ in 2016 
wird weiter bei den freien Trägern geworben.

Die zugewanderten Flüchtlingsfamilien sind Bestand-
teil der Bevölkerungsdaten der Stadt Oberhausen 
und fließen somit in die Platzplanung der institutiona-
lisierten Kindertagesbetreuung ein. Die Konsequenz 
ist eine sukzessive Anpassung des Platzangebotes in 
Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege. 

Die oben beschriebene Zielorientierung (allmähliche 
Eingewöhnung in Fremdbetreuung) mit der Kombi-
nation differenzierter Angebote aus „Eltern-Kind-
Gruppen“ und angehängten „Spielgruppen“ soll 
wenn möglich an allen Wohnheim-Standorten, an 
denen schwerpunktmäßig Familien untergebracht 
sind, umgesetzt werden. Für die neue Flüchtlings-
unterkunft in der Gabelstraße wurde bereits bei der 
Raumplanung ein Gemeinschaftsraum berücksich-
tigt, der beim Einzug von Familien mit Kindern für 
entsprechende Angebote genutzt werden kann. 

Zudem können „Brückenprojekte“ in Stadtteilen ver-
ortet werden, in denen Flüchtlingsfamilien verstärkt 
in den privaten Wohnraum vermittelt wurden. Denk-
bar wäre außerdem eine Übergangsgestaltung in 
die Grundschule für Kinder, die als Neuzugang kurz 
vor der Einschulung in Oberhausen ankommen, um 
möglichst wenige Beziehungsbrüche durchlaufen zu 
müssen. 

5.3.2 Integration in das Schulsystem 

ein Konzept zur schulischen Integration der Seiten-
einsteiger/innen entwickelt. 

Das Konzept sieht vor, dass alle zugezogenen Kinder 
und Jugendlichen, die Seiteneinsteiger/innen sind, 
im Kommunalen Integrationszentrum systematisch 
erfasst, beraten und den entsprechenden Schulen 
zugewiesen werden. Sie werden von dort dann wei-
terhin begleitet und gefördert. Auch die Organisation 
der Einschulungsuntersuchung wird vom Kommuna-
len Integrationszentrum übernommen. 

Die Verabredung, dabei aus einer zentralen zuständi-
gen Dienststelle heraus zu agieren, hat sich bewährt 
und erscheint sinnvoll. Dadurch wird zum einen eine 
zeitnahe Beschulung ermöglicht. Zum anderen ent-
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steht ein gesamtstädtischer Überblick über die An-
zahl der Seiteneinsteiger/innen insgesamt, über ihr 
Alter und ihre schulische und sprachliche Vorbildung. 

Die Vorgehensweise gewährleistet eine zuverläs-
sige Planung des Bedarfes an Schulplätzen und die 
adäquate Einrichtung von Internationalen Vorberei-
tungsklassen (IVK). Die Einrichtung von IVK erfolgt in 
Absprache zwischen der Schulaufsicht, dem Kommu-
nalen Integrationszentrum und dem Schulträger. 

Internationale Vorbereitungsklassen für schul-
pflichtige Flüchtlingskinder

Ziel der Internationalen Vorbereitungsklassen ist die 
schnellstmögliche Integration der zugewanderten 
Schüler/innen in eine ihrem Alter und/oder ihrer 
Leistungsfähigkeit entsprechende Regelklasse. Die 
Schüler/innen werden zum einen mit Deutschun-
terricht intensiv in der für sie neuen Sprache geför-
dert. Zum anderen dient auch der sonstige Fachun-
terricht in den Vorbereitungsklassen hauptsächlich 
dem Erlernen der deutschen Fachsprache, da sich 
diese erheblich von der Sprache alltäglicher Dialoge 
unterscheidet. Einige Seiteneinsteiger/innen können 
schon nach kurzer Verweildauer in einer IVK in ein-
zelnen Fächern in Regelklassen teilintegriert werden. 
Die meisten können spätestens nach 2 Jahren in eine 
Regelklasse übergehen und erhalten dort eine weite-
re Anschlussförderung. 

Aktuell gibt es in Oberhausen 511 Seiteneinsteiger-
kinder in 26 Internationalen Vorbereitungsklassen 
(Stand: Juli 2015) der unterschiedlichen Schulfor-
men. Der Anteil der Flüchtlingskinder in den IVK be-
trägt zurzeit fast 40 %. 

Um einige Schulstandorte in der Nähe der Flücht-
lingsheime nicht zu überlasten (z.B. die Alsfeld 
Grundschule), werden Schülerinnen und Schüler des 
Flüchtlingsheimes an der Weierstraße mit Bussen zu 
anderen Grundschulstandorten gefahren.

Das Schulministerium NRW hat in 2015 zusätzliche 
Stellen für Lehrkräfte zur Integration schulpflichti-
ger Kinder und Jugendlicher aus Flüchtlingsfamilien 
bereitgestellt. Sieben Stellen sind nach Oberhausen 
vergeben worden: 2 an Grundschulen, 2 an Real-
schulen, 3 an Gymnasien. 

In Kooperation mit der Schulaufsicht hat das Kommu-
nale Integrationszentrum ein Fortbildungskonzept 
für Lehrkräfte der Internationalen Vorbereitungs-
klassen entwickelt. Ein neuer Lehrerarbeitskreis zum 
Thema Seiteneinsteiger/innen tagt seit Anfang des 
Jahres 2015 im Kommunalen Integrationszentrum. 
Das Kompetenzteam des Kommunalen Integrations-
zentrums ist in den Prozess involviert. 

Internationale Förderklassen für jugendliche 
Flüchtlinge 

Im Schuljahr 2014/15 hat das Kommunale Integ-
rationszentrum Oberhausen an zwei Berufskollegs 
(Käthe-Kollwitz-Berufskolleg und Hans-Sachs-Berufs-
kolleg) in enger Kooperation mit den Schulen zwei 
Internationale Förderklassen (IFK) für jugendliche 
Seiteneinsteiger/innen eingerichtet.

Die Rechtsgrundlage für die Beschulung von Seiten-
einsteiger/innen, die 16 Jahre und älter sind, wird in 
den Richtlinien des Ministeriums für Schule, Wissen-
schaft und Forschung „Lehrgänge für Schülerinnen 
und Schüler aus Migrantenfamilien (Internationale 
Förderklassen – IFK)“ geregelt. 

In den Internationalen Förderklassen der Berufskol-
legs sollen die Seiteneinsteiger/innen auf den Besuch 
eines weiterführenden Bildungsgangs vorbereitet 
und möglichst schnell in das Regelsystem integriert 
werden. Die Schülerinnen und Schüler der jetzigen 
Oberhausener IFK kommen aus über 10 verschiede-
nen Ländern, vor allem aus den Krisengebieten Afri-
kas, aber auch aus dem europäischen Raum, z.B. aus 
Italien oder Rumänien. 

Die Schüler/innen kommen aus ihrem Heimatland 
ohne oder mit geringen Deutschkenntnissen und 
bringen sehr unterschiedliche Bildungsbiographien 
mit. Manche hatten im Herkunftsland bereits eine 
Lehre begonnen. Andere konnten, bedingt durch 
Krieg im Herkunftsland, nicht regelmäßig zur Schu-
le gehen. Es gibt auch Schülerinnen und Schüler, die 
sehr lange auf der Flucht waren und durch die Kriegs-
erfahrungen traumatisiert sind. Die Schullaufbahn 
der Flüchtlinge ist aufgrund der fehlenden Zeugnisse 
schwer zu rekonstruieren. Viele sind Alleinreisende. 
Sie haben hier keine Familienangehörigen und sind 
auf sich allein gestellt.  

Handlungskonzept Flüchtlinge in Oberhausen 23

28 von 85 in Zusammenstellung



Schulkinder aus Flüchtlingsfamilien, die an den An-
geboten des Offenen Ganztags teilnehmen möchten, 
werden aufgenommen. In Oberhausen gibt es keine 
Aufnahmegrenzen im Offenen Ganztag. Alle Eltern, 
die möchten, dass ihr Kind den Offenen Ganztag be-
sucht, können es anmelden. 

Die Integration von Kindern aus Flüchtlingsfamilien 
ist für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Offenen 
Ganztag mitunter eine besondere Herausforderung. 
Dies gilt insbesondere an Schulen, in denen viele 
Flüchtlingskinder beschult werden. Da die Kinder in 
der Regel kein Deutsch sprechen, gibt es im Offenen 
Ganztag häufig erhebliche sprachliche Verständi-
gungsprobleme. Außerdem sind bei der Betreuung 
kulturelle Besonderheiten zu berücksichtigen. 

Angelehnt an die interkulturellen Standards in der 
Frühkindlichen Bildung (Kindertageseinrichtungen) 
wurden in Oberhausen interkulturelle Standards für 
den Grundschulbereich entwickelt. Diese Standards 
umfassen alle Grundschulbereiche, auch den Offe-
nen Ganztag. Sie geben Anregungen zur Personalent-
wicklung und zu dem großen Themenbereich Fortbil-

Bei Schüler/innen aus Flüchtlingsfamilien besteht 
ein hoher Bedarf an sozialpädagogischer, außerun-
terrichtlicher Begleitung, der über die schulische 
Förderung und Beratung hinausgeht. Der besondere 
Bedarf wird deutlich, wenn man sich die gesamte Le-
benssituation der Schüler/innen bewusst macht. Die 
meisten mussten unfreiwillig und ohne ausreichende 
Vorbereitung ihren vertrauten Lebensraum verlas-
sen. Sie stehen nun vor der Aufgabe, sich in einem 
neuen sprachlichen und kulturellen Umfeld zurecht-
zufinden. 

Das Umfeld der Schule und das Erlernen der deut-
schen Sprache haben eine zentrale Bedeutung. Der 

Nach Angaben der Lehrkräfte sind die Schüler/in-
nen der IFK trotz ihrer schwierigen Lebenslage sehr 
lernwillig und arbeiten im Unterricht sehr gerne mit. 
Zum Konzept der IFK gehört auch die Arbeit in ver-

schiedenen Werkstätten. Die Schüler/innen lernen 
unterschiedliche Berufsfelder kennen und können 
dadurch berufliche Grundkenntnisse und Teil-Quali-
fikationen erwerben. 

5.3.3 Angebote für Flüchtlingsfamilien im Offenen Ganztag 

dung. Diese Standards müssen aktuell noch von den 
politischen Gremien verabschiedet werden.

Die Träger des Offenen Ganztags erhalten für die 
Aufnahme von Kindern aus Flüchtlingsfamilien keine 
zusätzlichen finanziellen Mittel. Relevant ist hier ein 
Runderlass zur Gewährung von Zuwendungen des 
Landes für die Durchführung außerunterrichtlicher 
Angebote offener Ganztagsschulen im Primarbe-
reich vom 12.02.2003 (i.d.F.des RdErL des MSW vom 
15.01.2015 –BASS 11-02 Nr. 19) / Förderung von Kin-
dern aus Flüchtlingsfamilien und in vergleichbaren 
Lebenslagen (z.B. Sinti und Roma). Die unterjährige 
Anmeldung für Kinder aus Flüchtlingsfamilien ist bei 
der Bezirksregierung möglich.

Im Rahmen eines Förderprogramms werden aktuell 
Angebote für Flüchtlingskinder und Kinder in ver-
gleichbaren Lebenslagen (z. B. Sinti und Roma) durch 
die Bezirksregierung Düsseldorf finanziell unter-
stützt. Die Stadt Oberhausen hat aus diesem Förder-
programm 20.139 Euro erhalten. Der Betrag wurde 
an die Träger des Offenen Ganztags weitergeleitet. 

5.3.4 Schulsozialarbeit mit Schüler/innen aus Flüchtlingsfamilien
Besuch einer Internationalen Vorbereitungsklasse 
bietet den Schüler/innen einen zunächst geschütz-
ten Raum und hilft ihnen, sich in ihrem neuen Alltag 
zurechtzufinden. Die Vorbereitungsklasse bietet Ori-
entierungspunkte, eine feste Struktur und eine erste 
Gelegenheit, persönliche Freundschaften zu schlie-
ßen. 

Die Schüler/innen sind jedoch in ihrem Lebensum-
feld mit weiteren Problemen konfrontiert, die über 
die Beratung und das Lernen hinausgehen. Vor allem 
im ersten Jahr des Aufenthalts benötigen die jungen 
Menschen eine feste, vertraute Bezugsperson. Diese 
dringend notwendige sozialpädagogische Begleitung 
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ist Aufgabe der Schulsozialarbeit. Sie übernimmt die 
Betreuungsaufgaben zwischen dem Bereich Bera-
tung (eine Personalstelle im Kommunalen Integrati-
onszentrum) und dem Bereich Lernen (Klassenlehre-
rin). 

Zurzeit wird eine kommunale Schulsozialarbeiter-
stelle aus Restmitteln des Bildungs- und Teilhabege-
setzes aus dem Jahr 2011 finanziert. (Beschluss des 
Schulausschusses am 19.11.2014). Eine Schulsozial-
arbeiterin ist zum 16.04.2015 im Kommunalen Integ-
rationszentrum eingestellt. 

Die Schulsozialarbeiterin ist zuständig für die persön-
liche Beratung und Begleitung von Kindern und Ju-
gendlichen aus den Internationalen Vorbereitungs-
klassen. Sie bietet außerdem Unterstützung für die 
Schüler/innen und ihre Familien bei sozialen und 
behördlichen Angelegenheiten an. Darüber hinaus 
entwickelt sie sozialpädagogische Gruppenangebote 
in den Schulen. 

Die Schulsozialarbeiterin ist für die Zielgruppe sensi-
bilisiert und mit der Gesamtsituation der Flüchtlings-
familien vertraut. Sie lernt die Familien bereits in der 
Erstberatung im Kommunalen Integrationszentrum 
kennen und begleitet die Berater/innen bei Besu-
chen in Flüchtlingsheimen und privaten Wohnungen. 

Auf der Grundlage des Ratsbeschlusses vom 
10.03.2014 stehen für die Jahre 2015 bis 2017 Mit-
tel in Höhe von insgesamt 1.574.158,35 Euro für die 
Fortführung der Schulsozialarbeit (BuT) in Oberhau-
sen zur Verfügung. In den Jahren 2015 bis 2017 kön-
nen aus diesen Mitteln 7,5 Stellen Schulsozialarbeit 
gefördert werden. 

Im Rahmen der Verteilung von Schulsozialarbeit an 
Oberhausener Schulen wurden bisher besonders die 
Grundschulen berücksichtigt, die über eine Interna-
tionale Vorbereitungsklasse verfügen. Durch das An-

wachsen der Flüchtlingszahlen in Oberhausen wird 
es in Zukunft jedoch nicht mehr möglich sein, dieses 
Verteilungsprinzip aufrecht zu erhalten, da durch 
den Flüchtlingsstrom immer mehr Klassen eingerich-
tet werden müssen. 

Bildung

•	 Um Kinder aus Flüchtlingsfamilien ange-
messen zu fördern und zu integrieren, sind 
differenzierte Betreuungsangebote für die 
Kinder und zur Unterstützung ihrer Eltern 
notwendig.

•	 Das Kommunale Integrationszentrum 
Oberhausen hat im Einvernehmen mit 
der unteren Schulaufsicht ein Konzept zur 
schulischen Integration der Seiteneinstei-
ger/innen entwickelt. 

•	 Grundsätzlich stehen die Angebote des 
Offenen Ganztags auch Schulkindern aus 
Flüchtlingsfamilien offen. Es gibt aber 
erhebliche Probleme, da die Kinder kein 
Deutsch sprechen.

•	 Bei Schüler/innen aus Flüchtlingsfamilien 
besteht ein hoher Bedarf an sozialpäda-
gogischer, außerunterrichtlicher Beglei-
tung.
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5.4 Jugendarbeit und Jugendhilfe
Kinder, Jugendliche und Eltern aus Flüchtlingsfami-
lien werden im Rahmen der Regionalteams Jugend-
hilfe und der Einzelfallhilfe des Jugendamtes bei der 
Bewältigung von unterschiedlichen Problemlagen 
beraten und unterstützt. 

In zwei Flüchtlingswohnheimen werden außerdem 
offene Angebote zur Freizeitgestaltung mit den dort 
wohnenden Kindern und Jugendlichen durchgeführt. 
Im Bereich Jugendarbeit wird zurzeit – vor allem mit 
Blick auf steigende Flüchtlingszahlen – über eine 
Neuorientierung und Erweiterung der offenen Ange-
bote nachgedacht. 

Jugendarbeit mit Jugendlichen aus Flüchtlings-
unterkünften 

In der Jugendarbeit mit Jugendlichen aus Flüchtlings-
unterkünften müssen besondere zielgruppenspezifi-
sche Angebote entwickelt werden, die sich vom Re-
gelangebot der Jugendeinrichtungen unterscheiden. 
In einer ohnehin schwierigen Phase des Erwachsen-
werdens können traumatische Erlebnisse in Kriegs- 
und Krisenregionen, der Heimat der Jugendlichen, 
zusätzlich verunsichern. Die Angebote müssen die-
ser besonderen Situation Rechnung tragen und die 
jeweiligen Sozialisation, die sich von der Sozialisation 
Jugendlicher in Deutschland stark unterscheidet, fle-
xibel berücksichtigen. 

Zurzeit führt der Verein „terre des hommes“ in den 
Flüchtlingsunterkünften an der Weierstraße und der 
Bahnstraße Freizeitangebote für Kinder und Jugend-
liche durch. Im Vordergrund stehen Jugendgruppen, 
Jugendtanzgruppen und Spielgruppen für Kinder. Für 
die Unterkunft an der Bahnstraße besteht eine Spiel-
platz-Patenschaft. 

Um die Integration der Kinder und Jugendlichen zu 
fördern, ist es besonders wichtig, die Betreuung in 
den Flüchtlingsunterkünften mit den Angeboten der 
Träger in benachbarten Jugendeinrichtungen zu ver-
knüpfen. In erreichbarer Nähe zu den Wohnheimen 
befinden sich die Jugendeinrichtungen „Jugendkeller 
Schwarze Heide“, „Kinder- und Jugendtreff Christus-
kirche“ bzw. „Jugendtreff Holten“ und „Jugendhaus 
Schmachtendorf“. Im „Jugendhaus Schmachtendorf“ 
wurde bereits eine Gruppe mit Kindern aus dem 
Wohnheim an der Bahnstraße eingerichtet. 

Mit den Trägern der Einrichtungen werden zurzeit 
konzeptionelle Gespräche geführt, um spezielle An-
gebote für die Jugendlichen aus den Flüchtlingsun-
terkünften bereit zu stellen. Hierzu gehört auch der 
Einsatz der mobilen Jugendarbeit an allen Flücht-
lingsunterkünften (z. B. LifeLine Truck, Kinderbüro 
unterwegs, Spielmobil).

In den Flüchtlingsunterkünften an der Gabelstraße, 
Bahnstraße und Weierstraße wurden Spielgeräte für 
Kinder aufgestellt und Sportmöglichkeiten für Ju-
gendliche geschaffen. Das Spielmobil hat die Flücht-
lingsunterkunft an der Bahnstraße in den festen Jah-
resplan aufgenommen.

Im Rahmen der Kinder- und Jugendförderplanung 
der Stadt Oberhausen bis zum Jahr 2020 und der da-
mit verbundenen Evaluation der Angebote der offe-
nen Kinder- und Jugendarbeit wird der voraussicht-
lich steigende Bedarf in den Flüchtlingsunterkünften 
und deren Standorte berücksichtigt. Der steigende 
Bedarf kann durch eine Umorientierung des Ange-
bots oder durch zusätzliche Angebote gedeckt wer-
den. Das bedeutet, dass die Einrichtungen in der 
Nähe der Flüchtlingsunterkünfte ihre Angebote für 
diese Zielgruppe öffnen bzw. eigenständige neue An-
gebote schaffen. Zur Umsetzung ist jedoch eine hö-
here finanzielle Unterstützung durch Bund oder Land 
erforderlich. 

Erzieherische Jugendhilfe 

Seitens der erzieherischen Jugendhilfe ist es beson-
ders entscheidend, frühzeitig den Kontakt zu den 
Flüchtlingsfamilien zu suchen. Bereits in der Phase 
der Erstorientierung wird bald nach der Ankunft ein 
persönlicher Kontakt hergestellt, um Informationen 
zu vermitteln sowie Vorbehalte und Ängste gegen-
über Unterstützungsangeboten von Behörden abzu-
bauen. Dies wird in erster Linie im Rahmen von prä-
ventiver Arbeit der Regionalteams der Jugendhilfe 
gewährleistet. Dabei werden auch sprach- und kul-
turkundige Mitarbeiter/innen eingesetzt. 

Das Jugendamt ist innerhalb seines Aufgabenspekt-
rums der erzieherischen Jugendhilfe im Rahmen der 
Einzelfallhilfe für Flüchtlingsfamilien tätig. Im Zuge 
der familiären Einzelberatung ist es gelungen, einen 
niederschwelligen Zugang zu den Familien finden. 
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Wenn ein Unterstützungsbedarf besteht, kann der 
Bereich Jugend die erforderlichen und geeigneten 
Hilfeleistungen entwickeln. 

Im Vergleich zu anderen Städten wurden in Oberhau-
sen bisher nur wenige unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge untergebracht. Zurzeit betreut der Be-
reich Jugend und Bildung vier Minderjährige, die zu 
diesem Personenkreis zählen (Stand: Januar 2015). 

Bei der Bearbeitung dieser Fälle orientiert sich der 
Bereich Jugend und Bildung an der vom Land Nord-
rhein-Westfalen herausgegebenen „Handreichung 
zum Umgang mit unbegleiteten minderjährigen 
Flüchtlingen“. Die Handreichung ist in grafischer 
Form als Anhang 3 des Gesamtkonzepts beigefügt. 

Jugendarbeit und Jugendhilfe
•	 Im Bereich Jugendarbeit wird zurzeit – 

vor allem mit Blick auf steigende Flücht-
lingszahlen – über eine Neuorientierung 
und Erweiterung der offenen Angebote 
nachgedacht. 

•	 Viele Jugendliche sind traumatisiert. Die 
Angebote müssen dieser besonderen Si-
tuation Rechnung tragen.

•	 Im Vergleich zu anderen Städten wur-
den in Oberhausen bisher nur wenige 
unbegleitete minderjährige Flüchtlinge 
untergebracht.
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5.5 Arbeit und Ausbildung

Handlungskonzept Flüchtlinge in Oberhausen28

Ausländerinnen und Ausländer haben grundsätzlich 
den gleichen Anspruch auf Leistungen nach dem So-
zialgesetzbuch II (SGB II) wie Deutsche. Keine Leis-
tungen nach dem SGB II erhalten jedoch Auslände-
rinnen und Ausländer, die u.a. gem. §7 SGB II die 
Anspruchsvoraussetzungen nicht erfüllen. 

Arbeitsmarktzugang für Asylbewerber

Seit November 2014 ist der Arbeitsmarktzugang für 
Asylsuchende mit Aufenthaltsgestattung und Per-
sonen mit Duldung erleichtert worden. Für Asylbe-
werber besteht nunmehr die Möglichkeit, nach drei 
Monaten im Bundesgebiet eine Arbeitserlaubnis zu 
erhalten; allerdings ist die Zustimmung der Bundes-
anstalt für Arbeit notwendig (Vorrangprüfung; § 61 
Abs. 2 AsylVfG). Für Geduldete wurde die Frist unter 
dem Vorbehalt der Vorrangprüfung durch die Bun-
desanstalt für Arbeit ebenfalls auf drei Monate abge-
senkt (§ 32 Abs. 1 Verordnung zur Beschäftigung von 
Ausländerinnen und Ausländern [BeschV]). Für beide 
Personengruppen kann nunmehr eine Arbeitserlaub-
nis ohne Vorrangprüfung bereits nach 15 Monaten 
erteilt werden (§ 32 Abs. 5 BeschV).

Nach den ersten drei Monaten des Aufenthalts brau-
chen künftig Personen mit Aufenthaltsgestattung für 
eine betriebliche Ausbildung keine Zustimmung der 
Agentur für Arbeit. Für eine schulische Berufsaus-
bildung ist in der Regel ebenfalls keine Erlaubnis er-
forderlich. Personen mit Duldung brauchen für eine 
betriebliche Ausbildung ab dem ersten Tag des Auf-
enthaltes wie bisher keine Zustimmung der Agentur 
für Arbeit. Für beide Gruppen ist aber eine Erlaubnis 
durch die Ausländerbehörde erforderlich. Das KI un-
terstützt und hilft bei Antragstellung bei der Auslän-
derbehörde. 

Erst wenn die rechtlichen Voraussetzungen gegeben 
sind, kann das Jobcenter Oberhausen (JC OB) mit 
entsprechend effektiven und effizienten Handlungs-
strategien individuell unterstützend eingreifen. 

Unterstützung der Arbeitsmarktintegration

Zur Unterstützung des Integrationsprozesses hat das 
JC OB eine migrationssensible Ausgestaltung von ar-
beitsmarktbezogenen Beratungs- und Informations-
angeboten installiert.

Mit dem Ziel, den beruflichen und sozialen Integrati-
onsprozess für Menschen mit Migrationshintergrund 
gezielt zu unterstützen, ist am 29.8.2013 eine Koope-
rationsvereinbarung zwischen dem Jugendmigrati-
onsdienst, der Migrationsberatung für erwachsene 
Zuwanderer und dem JC OB unterzeichnet worden. 
Durch eine stärkere Vernetzung und Zusammenar-
beit der Kooperationspartner soll eine passgenaue 
soziale, schulische und berufliche Integration von Zu-
wanderern nachhaltig erreicht werden. 

In der Praxis bedeutet dies, dass bei Erstvorspra-
chen von Menschen mit Migrationshintergrund die 
neu zugewandert sind, die Unterstützungsmöglich-
keit dieser Netzwerkpartner vorgestellt und für eine 
möglichst kurzfristige Kontaktaufnahme die Kontakt-
daten der entsprechenden Migrationsdienste ausge-
händigt werden, damit auch von dort entsprechend 
zeitnah und intensiv der Integrationsprozess beglei-
tet wird. 

Um der sehr heterogenen Gruppe der ausländischen 
Leistungsberechtigten gerecht zu werden und zielo-
rientierte Lösungsansätze anbieten zu können, ist es 
für alle Akteure wichtig, die entsprechenden Kom-
petenzen festzustellen und bedarfsorientiert (nach-) 
zu qualifizieren, betriebsnahe und niederschwellige 
Maßnahmen und Maßnahmen zur Aktivierung und 
beruflichen Eingliederung anzubieten. 

Zusätzlich zum gesamten Maßnahmekatalog für die 
Leistungsbezieher des JC OB, wie Förderung der 
beruflichen Weiterbildung, Unterstützung aus dem 
Vermittlungsbudget, Einschaltung des Arbeitgeber-
services etc. gibt es aktuell für Menschen mit Mig-
rationshintergrund spezielle Maßnahmen und Ange-
bote:

•	 Sozialintegration für Migrantinnen
•	 Spezial- Arbeitsgelegenheit (AGH) für Migrantin-

nen
•	 JC OB als Kooperationspartner für Programm des 

BMFSFJ aus der ESF-Förderung: „Stark im Beruf 
- Mütter mit Migrationshintergrund steigen ein“

•	 Bereitschaft zur Beteiligung an weiteren ESF- 
Förderprojekten wie z.B. BIWAQ

•	 Eigene Migrationsbeauftragte des JC OB
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Arbeit und Ausbildung
•	 Sind die rechtlichen Anspruchsvoraus-

setzungen erfüllt, haben Asylbewerber 
den gleichen Anspruch auf Leistungen 
nach dem Sozialgesetzbuch II wie Deut-
sche.

•	 Das Jobcenter Oberhausen verfügt über 
einen auf die Situation von Zuwande-
rern ausgerichteten Maßnahmenkata-
log, der auch bei Arbeitsmarkintegrati-
on von Ayslbewerbern genutzt wird und 
mit den wesentlichen arbeitsmarktli-
chen Akteuren eng vernetzt ist.
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Um auf aktuelle gesellschafts- und arbeitsmarktpoli-
tische Situationen zeitnah reagieren zu können, wird 
die Situation der ausländischen SGB-II-Bezieherinnen 
und -Bezieher regelmäßig evaluiert und ggf. weitere 
entsprechende Maßnahmen flankierend eingesetzt. 
Darüber hinaus gibt es Angebote zur Qualifizierung 
der Beschäftigten zur Stärkung der interkulturellen, 
migrationsspezifischen Beratungs- und Vermittlungs-
kompetenz der Beratungsfachkräfte.

Anerkennung von im Ausland erworbenen 
Berufsabschlüssen

Mit der neuen „Verordnung zur Änderung des Aus-
länderbeschäftigungsrechts“, die im Juli 2013 in Kraft 
getreten ist, werden für Menschen, die ihre berufli-
chen Qualifikationen im Ausland erworben haben, 
die Chancen, in Deutschland in ihrem erlernten Be-
ruf zu arbeiten, erhöht. Die Verfahren und Kriterien 
für berufliche Anerkennung wurden vereinheitlicht, 
erweitert und verbessert und damit die Arbeits-
marktintegration von Menschen mit ausländischen 
Qualifikationen erleichtert. Das KI berät die Zuge-
wanderten, vermittelt und leitet die erforderlichen 
Unterlagen an die entsprechenden Anerkennungs-
stellen weiter.

Sind die rechtlichen Anspruchsvoraussetzungen er-
füllt, haben Asylbewerberinnen und Asylbewerber 
den gleichen Anspruch auf Leistungen nach dem So-
zialgesetzbuch II wie Deutsche.

Das Jobcenter Oberhausen verfügt auch über einen 
auf die Situation von Zuwanderern ausgerichteten 
Maßnahmenkatalog und ist mit den wesentlichen 
arbeitsmarktlichen Akteurinnen und Akteuren eng 
vernetzt.
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5.6 Gesundheit für Flüchtlinge
Das Gesundheitswesen in Deutschland steht grund-
sätzlich allen Bevölkerungsgruppen zur Verfügung. 
Allerdings zeigt sich, dass die Angebote der gesund-
heitlichen Versorgung unterschiedlich stark genutzt 
werden. Gerade bildungsferne und ressourcen-
schwächere Menschen, egal ob mit oder ohne Mi-
grationshintergrund, nutzen die Angebote der Ge-
sundheitsvorsorge und -versorgung häufig weniger 
als andere Bevölkerungsgruppen. Ursächlich wird 
hierfür mangelnde Kenntnis über das Gesundheits-
system, sprachliche und/oder soziale Barrieren so-
wie kulturell bedingter Umgang mit Erkrankungen 
gesehen. Bei Asylbewerber/innen sind außerdem 
rechtliche Vorgaben und Voraussetzungen zu be-
achten, durch die der Behandlungsanspruch dieser 
Menschen eingeschränkt sein kann. 
Die gesundheitliche Versorgung von Asylbewerber/
innen bei akuten Erkrankungen oder Schmerzzustän-
den und deren Folgen ist durch ärztliche oder zahn-
ärztliche Behandlung eine Leistungsvoraussetzung 
nach § 4 AsylbLG.
Ebenso die empfohlenen Schutzimpfungen seitens 
der STIKO (Ständige Impfkommission). 
Ein Behandlungsanspruch bei chronischen Erkran-
kungen oder Traumata besteht zunächst nicht. Die-
se können aber im Einzelfall nach  § 6 AsylbLG auch 
dann gewährt werden, wenn dies zur Sicherung des 
unabweisbar Unerlässlichen notwendig ist.
Die Tabelle auf der folgenden Seite beschreibt die 
Zuständigkeiten der verschiedenen Dienste bei der 
gesundheitlichen Versorgung der Flüchtlinge und 
Asylbewerber in Oberhausen.

Handlungsansätze

Im Folgenden werden Möglichkeiten vorgestellt, wie 
die gesundheitliche Versorgung von Flüchtlingen ver-
bessert werden könnte:
1. Eine Verbesserung der Zugangsmöglichkeiten zu 
gesundheitlichen Angeboten wird bereits durch ziel-
gruppenspezifische Angebote wie fremdsprachige 
Materialien (Informationsmaterial über Impfungen 
und das Gesundheitssystem) erreicht. 
2. Eine Verbesserung der Informationsmaterialien 
kann durch die Planung eines Gesundheitswegwei-
sers in Zusammenarbeit mit den niedergelassenen 
Ärzten erreicht werden. Dieser kann zur Umgehung 
der sprachlichen Barriere auf die jeweiligen zusätzli-
chen sprachlichen Kompetenzen der niedergelasse-
nen Ärzte hinweisen.

3. Weiterhin kann durch den Einsatz von Sozialarbei-
tern oder Gesundheitsmediatoren in den Flüchtlings-
unterkünften eine unterschwellige Beratung über ge-
sundheitliche Aspekte stattfinden und die Begleitung 
zu einem niedergelassenen Arzt koordiniert werden. 
4. Seitens der ärztlichen niedergelassenen Kollegen 
der Pädiatrie, die selbst einen Migrationshintergrund 
haben, besteht das Angebot eine Sprechstunde vor 
Ort in den Flüchtlingsunterkünften einzurichten. 
Ein ähnliches Konzept für niedergelassene Kollegen 
der Allgemeinmedizin sollte anvisiert werden. 
5. Der Bereich Gesundheitswesen kann als Koordi-
nierungsstelle für gemeinsame Projektarbeiten mit 
niedergelassenen Kinderärzten und Allgemeinmedi-
zinern dienen. 
6. Eine Impfanamnese kann bei jedem Erstkontakt 
mit den Flüchtlingen erhoben werden. Entweder 
im Rahmen der Untersuchung auf ansteckende Lun-
generkrankungen oder bei Erstkontakt im Kinder- 
und Jugendärztlichen Dienst. 
7. Eine psychologische Betreuung der Flüchtlinge bei 
Traumatisierung kann in Zusammenarbeit mit nie-
dergelassenen Therapeuten oder karitativen Verbän-
den und entsprechend vorhandenen Dolmetschern 
als gemeinsames Angebot erstellt werden.
8. Die Bereitstellung von Dolmetschern zu Arztbesu-
chen und Therapeuten sollte zur Verbesserung der 
gezielten Behandlung forciert werden. 
9. Die Gemeinschaftsunterkünfte werden durch die 
Gesundheitsaufseher auf hygienische Lebensbedin-
gungen überprüft. Gegebenenfalls werden Empfeh-
lungen zur Verbesserung ausgesprochen.

Gesundheitsversorgung
•	 Rechtliche Vorgaben können den Behand-

lungsanspruch von Asylbewerber/innen 
einschränken.

•	 Die gesundheitliche Betreuung der Flücht-
linge wird von verschiedenen Diensten der 
Stadt durchgeführt.

•	 Es gibt zahlreiche Vorschläge zur Verbes-
serung der Gesundheitsversorgung.
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Aktueller Stand der gesundheitlichen Versorgung der 
Flüchtlinge aus Sicht des Bereiches 3-4 (Gesundheit)

Erstuntersuchung 
durch das 

Gesundheitsamt

Folgeuntersuchung 
durch das 

Gesundheitsamt

Folgeuntersuchung 
durch den Kinder- und 

Jugendärztlichen 
Dienst

Untersuchung durch 
den zahnärztlichen 

Dienst

Untersuchung durch 
den sozial-

psychiatrischen Dienst

Asylfolgeantragsteller  werden  im Gesundheitsamt vorstellig.
Untersuchung zum Ausschluss einer ansteckenden 

Lungenerkrankung vor Aufnahme in einer 
Gemeinschaftsunterkunft ( gemäß Infektionsschutzgesetz 

§36, Abs.3 )

Prozedere:
Person  > 15 Jahre wird zum Röntgen-Thorax überwiesen.

Person  < 15 Jahren erhält klinische Untersuchung plus 
Hauttest.

Weiterbehandlung erfolgt bei auffälligem Befund über den 
niedergelassenen Hausarzt bzw. das Krankenhaus.

Stellungnahmen eines Amtsarztes werden 
in Auftrag gegeben im Zusammenhang mit

Anmietung einer privaten Wohnung 
Kosten für Mehrbedarf/Hilfsmittelbedarf 

Überweisung zu Fachärzten / Krankenhaus 
Überprüfung der Reisetauglichkeit

Untersuchungen aller schulpflichtigen Kinder und von 
Kindern mit einem besonderen Bedarf an medizinischen 

Maßnahmen
Stellungnahmen des Kinder- und Jugendärztlichen Dienstes 

werden in Auftrag gegeben in Zusammenhang mit 
Anmietung einer privaten Wohnung 

Kosten für Mehrbedarf/Hilfsmittelbedarf 
Überweisung zu Fachärzten / Krankenhaus

Überprüfung der Reisetauglichkeit

Stellungnahmen des zahnärztlichen Dienstes werden in 
Auftrag gegeben in Zusammenhang mit
Kosten für Zahnbehandlungen / -ersatz 

Überweisung zu Fachärzten / Krankenhausaufenthalten

Überweisung zu Fachärzten 
Überprüfung der Reisetauglichkeit
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5.7 Kultur und Sport

Handlungskonzept Flüchtlinge in Oberhausen32

Die Auseinandersetzung mit Flucht und Asyl und 
mit dem Schicksal der Flüchtlinge ist für das Theater 
Oberhausen ein wichtiges Anliegen. Dies bewegt uns 
alle, nicht nur die Mitarbeiter/innen des Theaters 
und die Bürger/innen der Stadt Oberhausen – das 
Thema bewegt weltweit alle Menschen. 

Die Intendanz und die Mitarbeiter/innen des Thea-
ters Oberhausen beschäftigen sich in unterschiedli-
chen Formen mit dem Schicksal der Flüchtlinge: 
•	 durch die Inszenierung des Dramas „Die Schutz-

befohlenen“ der Nobelpreisträgerin Elfriede Je-
linek, 

•	 durch die Beteiligung junger Flüchtlinge aus 
Oberhausen an dieser Inszenierung, 

•	 durch Theaterarbeit mit Kindern und Jugendli-
chen aus dem Flüchtlingswohnheim an der Wei-
erstraße, 

•	 durch die Einladung an Flüchtlingsfamilien zum 
kostenlosen Theaterbesuch. 

„Asyl“ ist ein Grundthema der europäischen Ge-
schichte. Schon in den antiken griechischen Tragödi-
en wird dieses Thema aufgegriffen, zum Beispiel im 
Stück „Die Schutzflehenden“ des Dichters Aischylos – 
ein Drama um eine Gruppe verfolgter Frauen, die im 
Land Argos um Asyl bitten. Bewegt von der Verzweif-
lung der Flüchtlinge, die 2013 die Wiener Votivkirche 
besetzten, hat die österreichische Nobelpreisträgerin 
Elfriede Jelinek einen Text geschrieben, der an den 
Aischylos-Titel anknüpft: „Die Schutzbefohlenen“. 

Da das Thema Flucht und Asyl in der ganzen Welt 
akut ist und auch wir in Oberhausen die Auswir-
kungen spüren, hat sich der Intendant des Theaters 
Oberhausen entschlossen, „Die Schutzbefohlenen“ 
zu inszenieren. Im Zusammenhang mit der Inszenie-
rung haben wir zur Internationalen Förderklasse des 
Hans-Sachs-Berufskollegs Oberhausen Kontakt auf-
genommen. Die Schüler/innen – viele von ihnen sind 

Flüchtlinge – wurden eingeladen, sich an der Insze-
nierung szenisch zu beteiligen. 

Bei der Premiere von „Die Schutzbefohlenen“ am 
Theater Oberhausen im März 2015 traten Schüler 
des Hans-Sachs-Berufskollegs schließlich nicht nur 
als der Chor der Asylsuchenden auf. Am Ende der 
Inszenierung erzählten drei von ihnen in ihrer eige-
nen Sprache, vom einem Schauspieler simultan über-
setzt, von wo sie kamen, warum sie aus ihrer Heimat 
fortgingen, fortgehen mussten. Und sie erzählen 
vor allem: wie sie schließlich nach Deutschland ka-
men. Erschreckende, manchmal auch haarsträubend 
abenteuerliche Reiseberichte, die über viele Länder 
und durch scheinbar unzählige Amtsstuben führten. 
Mit dem einzigen Ziel: eine neue Heimat zu finden.

Das Theater Oberhausen versucht außerdem Be-
wohner/innen aus dem Flüchtlingswohnheim an der 
Weierstraße mit dem Medium Theater in Berührung 
zu bringen. Der Dramaturg trifft sich dort regelmä-
ßig mit Kindern und Jugendlichen und ermuntert 
sie, ihre Erfahrungen während der Flucht und bei 
der Ankunft in Deutschland zu formulieren. Die Be-
richte sollen theatralisch aufgearbeitet und wenn 
möglich als Theaterstück aufgeführt werden. Diese 
Theaterarbeit mit Kindern und Jugendlichen erfolgt 
in Absprache mit Mitarbeiter/innen des zuständigen 
kommunalen Fachbereichs. 

Kurz vor Weihnachten 2014 hat das Theater Ober-
hausen in Zusammenarbeit mit ehrenamtlichen 
Unterstützer/innen Familien aus mehreren Flücht-
lingsunterkünften einen kostenlosen Besuch des 
Familienstücks „In einem tiefen, dunklen Wald…“ 
ermöglicht. Die Reaktionen der Kinder und Eltern 
waren durchweg positiv. Über eine Wiederholung 
bzw. eine Ausweitung dieser Aktion wird zurzeit dis-
kutiert.

Ein weiteres Handlungsfeld bei der Betreuung und Versorgung der Flüchtlinge ist der 
Bereich Kultur und Sport. Hier existieren bereits interessante Integrationsangebote, 
die im Folgenden vorgestellt werden sollen.

Beiträge des Theaters Oberhausen zur Flüchtlingsarbeit 
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Neue Serie „Die Erzählungen der
Schutzbefohlenen“ im Theater Oberhausen 

Seit der Antike ist und bleibt gerade das Theater der 
Ort, in dem der Fremde und der Gastfreund – im 
Griechischen ist das dasselbe Wort – Gehör finden. 
Das Theater Oberhausen wird weiterhin in Kontakt 
mit dem Hans-Sachs-Berufskolleg bleiben, mit dem 
Übergangswohnheim für Asylbewerber und Aus-
siedler in der Weierstraße, mit dem Friedensdorf 
Schmachtendorf und, neben vielen anderen Institu-

tionen und Initiativen, natürlich auch mit der Luther-
kirche, die seit vielen Jahren immer wieder gemein-
same Projekte mit dem Theater veranstaltet hat. 

Im Rahmen dieser Kontakte planen wir gerade eine 
neue Serie mit dem Titel: „Die Erzählungen der 
Schutzbefohlenen“. Wie in den drei Berichten in der 
Jelinek-Inszenierung werden wir hören, aus welcher 
Fremde manche Menschen gekommen sind, die jetzt 
nicht nur bei uns sind, sondern hoffentlich auch: mit 
uns zusammen.

Die Stadtbibliothek Oberhausen hat vielfältige An-
gebote, die auch für Flüchtlinge interessant sind. Sie 
ist wohnortnah in allen drei Oberhausener Stadttei-
len vertreten (Alt-Oberhausen – Zentralbibliothek, 
Sterkrade – Stadtteilbibliothek Sterkrade und Schul- 
und Stadtteilbibliothek Schmachtendorf, Osterfeld 
– Schul- und Stadtteilbibliothek Osterfeld). Die Vor-
Ort-Nutzung ist kostenlos. 
In allen vier Einrichtungen der Stadtbibliothek Ober-
hausen wird fremdsprachige Literatur für Erwach-
sene, aber auch insbesondere für Kinder (hier auch 
häufig zwei- oder mehrsprachig) bereitgestellt. Im 
Erwachsenenbereich sind vor allem die Sprachen 
Englisch, Französisch, Russisch und Türkisch vertre-
ten.

Die Sachgruppen „Deutsch als Fremdsprache“ und 
„Leicht zu lesen“, insbesondere in der Zentralbibli-
othek, bieten Erwachsenen, die geringe Kenntnisse 
der deutschen Sprache besitzen, vielfältigen Lese-, 
Studien- und Lernstoff in einfacher deutscher Spra-
che. Filme für alle Altersgruppen sind auf DVD und 
Bluray ausleihbar. In der Regel sind sie mehrsprachig. 
Auf Anforderung werden besondere Medienkisten 
für die Ausleihe von Medien in Einrichtungen der 
Flüchtlingshilfe zusammengestellt und ausgeliehen.
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Sportvereine sind erfahrungsgemäß diejenigen Or-
ganisationen, in denen Integration tagtäglich gelebt 
wird, sei es im Trainings- und Spielbetrieb der Ver-
eine oder aber auch bei den durch die Vereine orga-
nisierten Freizeitaktivitäten für Kinder und Jugendli-
che. 

Integration in den Sportvereinen

Weil die Teams der Vereine häufig auch aus Sportlern 
mit Migrationshintergrund bestehen, somit das „Mit-
einander“ von Kindern, Jugendlichen und Erwachse-
nen aus unterschiedlichen Kulturkreisen alltäglich ist, 
kann davon ausgegangen werden, dass Sportler aus 
den Vereinen grundsätzlich keine Berührungsängste 

Der Beitrag der Stadtbibliothek

Über das Online-Portal der Stadtbibliothek Oberhau-
sen können angemeldete Personen im „Library Press 
Display“ tagesaktuell auf mehr als 2.000 internati-
onale Zeitungstitel in allen darstellbaren Sprachen 
zugreifen. Dieses Angebot kann online (ortsunab-
hängig) über jeden Rechner, der ans Internet an-
gebunden ist, aber auch über die in der Bibliothek 
vorhandenen öffentlichen Internetzugangsmöglich-
keiten genutzt werden. In Oberhausen, in Sterkra-
de (im Aufbau) und in Osterfeld (im Aufbau) gibt es 
öffentlich zugängige Hotspots, über die sich Interes-
senten mit ihrem eigenen Laptop/Smartphone ins 
Internet einloggen können.

Insbesondere für Kinder werden in den Bibliotheken 
(Zentralbibliothek, Sterkrade, Osterfeld) regelmäßig 
Vorleseangebote in unterschiedlichen Sprachen an-
geboten. Mehrsprachige Lesepatinnen lesen dabei 
sowohl in ihrer Muttersprache, wie auch in deut-
scher Sprache vor. Nach Absprache können Grup-
peneinführungen zur Nutzung der Bibliothek und zur 
Präsentation des Bestandes oder einzelner Bestands-
gruppen, ggf. auch mit Unterstützung von Überset-
zern, angeboten werden.
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6. Flüchtlingsarbeit als Gemeinschaftsaufgabe
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Kultur und Sport
•	 Die Auseinandersetzung mit Flucht und 

Asyl und mit dem Schicksal der Flücht-
linge ist für das Theater Oberhausen ein 
wichtiges Anliegen.

•	 Der Dramaturg trifft sich regelmäßig mit 
Kindern und Jugendlichen und ermun-
tert sie, ihre Erfahrungen während der 
Flucht und bei der Ankunft in Deutsch-
land zu formulieren. 

•	 Einen wichtigen Beitrag zur Integration 
von Flüchtlingen leisten die Sportverei-
ne. Der Stadtsportbund organisiert die 
Zusammenarbeit.

•	 Die Stadtbibliothek kann mit ihrem An-
gebot Flüchtlinge bei der Integration un-
terstützen.

Die Herausforderung, eine stetig wachsende Zahl von 
Flüchtlingen in Oberhausen zu versorgen und zu be-
treuen, kann nicht vom Rat und der Verwaltung der 
Stadt Oberhausen alleine bewältigt werden, sondern 
ist eine Aufgabe der gesamten Stadtgesellschaft. In 
Oberhausen existieren dazu ein festes Fundament 
und ein breiter Konsens, der unter anderem durch 
die Oberhausener Erklärung zum Ausdruck gebracht 
wird. 

Ein tragender Pfeiler der Flüchtlingsbetreuung ist 
daher auch das ehrenamtliche Engagement von 
Oberhausener Institutionen sowie Bürgerinnen und 
Bürgern. Zahlreiche Kirchengemeinden, Träger der 
Kinder- und Jugendarbeit, Vereine und Bürgeriniti-
ativen erkennen ihre gesamtgesellschaftliche Ver-
antwortung und bringen sich maßgeblich in die Si-
cherstellung des örtlichen Betreuungsangebotes für 
Flüchtlinge ein. Fast überall in Oberhausen haben 

sich aus der Mitte der Gesellschaft lokale Initiativen 
gebildet, mit der Zielsetzung, die neu ankommenden 
Flüchtlinge zu unterstützen und zu integrieren.

Koordinierung und Vernetzung

Sowohl in der Stadtverwaltung, bei den Instituti-
onen, Vereinen und Verbänden wie im Bereich der 
ehrenamtlichen Unterstützung sind damit eine Viel-
zahl von Akteuren involviert, deren Aktivitäten koor-
diniert und vernetzt werden müssen. 

Diese Koordination erfolgt auf verschiedenen Ebe-
nen und mit unterschiedlichen Instrumenten:

•	 Im verwaltungsinternen runden Tisch zur Flücht-
lingssituation in Oberhausen werden aktuelle 
Entwicklungen der Flüchtlingszahlen und Fallkon-
stellationen thematisiert sowie Handlungs- und 

haben, wenn sportinteressierte Flüchtlinge zukünftig 
am Übungs- und Spielbetrieb teilnehmen. 

Zur Einleitung von konkreten Schritten der Teilhabe 
von Flüchtlingen am Sportbetrieb in der Stadt Ober-
hausen sollten aus Sicht des Bereiches 2-5/Sport zu-
nächst folgende Schritte unternommen werden:
•	 Die Teilnahme von Flüchtlingen am Übungs- und 

Spielbetrieb von im Stadtsportbund (SSB) organi-
sierten Vereinen soll initiiert werden. 

•	 Hierzu ist zunächst erforderlich, Kontakte zwi-
schen den Flüchtlingen und denjenigen Sport-
vereinen herzustellen, die ihre Sportstätten im 
Umfeld der Flüchtlingswohnorte haben. 

•	 Federführend sollten hier der SSB, Bereich 2-5/
Sport und der Bereich 3-2/Soziales agieren. 

Um den Flüchtlingen möglichst schnell eine Integra-
tion in Oberhausen zu ermöglichen, ist das Erlernen 
der deutschen Sprache unabdingbare Vorausset-
zung. 
Denkbar wäre, das Lernen der Sprache mit der Aus-
übung von Sport zu verbinden und daraus ein kon-
kretes Projekt zu entwickeln, das z. B. die Überschrift 
„Sport und Sprache: wichtig für die Integration“ tra-
gen könnte.
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Gemeinschaftsaufgabe
•	 Ehrenamtliches Engagement ist ein 

wertvoller und unverzichtbarer Baustein 
der Flüchtlingsarbeit in Oberhausen.

•	 Die vielfältigen Aktivitäten und Akteu-
re werden koordiniert und vernetzt, um 
bestmögliche Ergebnisse für die Flücht-
linge zu erzielen.
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Planungsmaßnahmen abgestimmt. Der Teilneh-
merkreis umfasst Vertreterinnen und Vertreter 
der Bereiche 0-4/Büro für Chancengleichheit, 
0-7/Strategisches Immobilienmanagement, 2-4/
Öffentliche Ordnung, 2-6/Kommunales Integra-
tionszentrum, 3-1/Jugend, Bildung, 3-2/Soziales, 
3-5/Jobcenter, Bereich 3-4/Gesundheitswesen, 
OGM, des Integrationsrates, der Gleichstellungs-
stelle und bei entsprechendem Themenbezug 
der Polizei Oberhausen. Die Tagungen finden 
turnusmäßig alle 4 bis 6 Wochen und bei Bedarf 
statt. Die Federführung liegt bei der Beigeordne-
ten für Familie, Bildung, Soziales.

•	 Am erweiterten Runden Tisch Flüchtlingssituati-
on, der im November 2014 konstituiert wurde, 
nehmen über die Teilnehmer des verwaltungs-
internen Runden Tisches hinaus zusätzlich die 
Vertreterinnen und Vertreter der Oberhausener 
Kirchen, der Wohlfahrtsverbände, des Flücht-
lingsrates Oberhausen, von Terres des Hommes 
der Ratsfraktionen und der Gruppen im Rat teil. 
Themen sind hier die Entwicklung der Flücht-
lingszahlen, der Belegungsstand und die Situati-
on in den Unterkünften sowie die Abstimmung 
flankierender Maßnahmen und des weiteren 
Vorgehens. Die Teilnehmer verständigten sich 
auf eine vierteljährliche Sitzungsfolge sowie bei 
besonderem Bedarf. Die Federführung liegt bei 
der Beigeordneten für Familie, Bildung, Soziales.

•	 Bereits seit 1995 existiert der Arbeitskreis Flücht-
linge, dessen Arbeit auf die Verbesserung der 
Lage der Flüchtlinge in Oberhausen zielt. Neben 
den relevanten kommunalen Dienststellen sind 
Vertreter des Flüchtlingsrats, des Kinder- und 
Kulturkreises, der Polizei, des Caritas-Verbands, 
der Arbeiterwohlfahrt, des Jugendmigrations-
dienstes (Diakonisches Werk), des Evangelischen 
Kirchenkreises/Flüchtlingsberatung sowie der 
Bürgerinitiative „Bunter Oberhausener Norden 
(BON)“ beteiligt. Die Federführung liegt beim 
Kommunalen Integrationszentrum (KI).

•	 Der Runde Tisch „Ehrenamt“ dient ehrenamtlich 
engagierten Institutionen und anderen Unter-
stützern als Plattform des Austausches und als 
Instrument zur Optimierung von Betreuungsan-
geboten. Ziel ist u.a die Abstimmung und Etablie-
rung einer möglichst gleichmäßigen Verteilung 
von Angeboten auf alle Gemeinschaftsunter-
künfte. Hier werden verbindliche Absprachen 

zwischen Akteuren der Flüchtlingsarbeit und 
Verwaltung getroffen und hinsichtlich Effektivi-
tät und Effizienz evaluiert. Der Arbeitskreis tagt 
in 4-6 wöchigem Turnus. Die Federführung liegt 
beim Kommunalen Integrationszentrum (KI).

•	 Die zentrale Koordinierungsstelle innerhalb des 
Teams Sozialarbeit der Verwaltung sorgt dafür, 
die unterschiedlichen Hilfsangebote und die Be-
dürfnisse der Flüchtlinge gut aufeinander abzu-
stimmen. Die Koordinierungsstelle gewährleistet 
außerdem einen engen Kontakt der Verwaltung 
mit Vertretungen ehrenamtlicher Institutionen 
sowie mit ehrenamtlich tätigen Einzelpersonen. 
Die Federführung hat der Bereich Soziales.

•	 Jüngstes Instrument der Koordination ist das im 
April 2015 eingerichtete Internetportal „Flücht-
lingshilfen Oberhausen“ (http://www.fluecht-
lingshilfe-oberhausen.de/). Das Portal bietet 
mehrsprachig Informationen über städtische 
Angebote und Angebote Dritter für Flüchtlinge 
sowie die entsprechenden Anlaufstellen, infor-
miert über die Flüchtlingssituation in Oberhau-
sen, und dient als Anlaufstelle für Fragen und An-
regungen. Besonders wichtig ist die Möglichkeit, 
Hilfsangebote und Hilfsgesuche einzustellen.

Ehrenamtliches Engagement ist ein wertvoller und 
unverzichtbarer Baustein der Flüchtlingsarbeit in 
Oberhausen.

Die vielfältigen Aktivitäten und Akteure werden ko-
ordiniert und vernetzt, um bestmögliche Ergebnisse 
für die Flüchtlinge zu erzielen.
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7. Akzeptanz und Aufnahmebereitschaft
In Oberhausen stehen die meisten Bürgerinnen und 
Bürger dem Thema „Asyl“ offen und aufgeschlossen 
gegenüber. Seit einigen Jahren ist in der Bevölke-
rung eine breite Akzeptanz gegenüber Flüchtlingen 
festzustellen. Fast überall in Oberhausen haben sich 
lokale Initiativen gebildet, deren Mitglieder das Ziel 
verfolgen, Asylbewerber/innen und Flüchtlinge zu 
unterstützen. 

Besonders im Umfeld der bestehenden Flüchtlings-
wohnheime gibt es viele ehrenamtliche Unterstütze-
rinnen und Unterstützer. Auch bei Bürgerversamm-
lungen, in denen die Verwaltung über die Einrichtung 
geplanter Wohnheime informiert, ist diese Hilfsbe-
reitschaft deutlich zu beobachten. Hier melden sich 
auch Menschen zu Wort, die schon im Vorfeld ihre 
aktive Unterstützung für die Neuankömmlinge an-
bieten. 

Andererseits trifft die Unterbringung Asylsuchen-
der in Wohnheimen auch immer wieder auf Sorgen, 
Ängste und Bedenken von Bürgerinnen und Bürgern 
aus dem Umfeld. Besonders in der Phase der Pla-
nung zur Einrichtung eines neuen Wohnheims wird 
Kritik an der Standort-Wahl formuliert. 

Durch die Einrichtung eines Flüchtlingswohnheims 
werden Anwohnerinnen und Anwohner mit einer für 
sie ungewohnten Situation konfrontiert. Unbekannte 
Menschen, die aus anderen Kulturkreisen mit mög-
licherweise fremden Lebensgewohnheiten kommen 
und vermutlich nicht deutsch sprechen, sollen nun in 
der Nachbarschaft wohnen. Unterschiedliche Ängs-
te vor dem Unbekannten entstehen: Manche haben 
die Sorge, dass die Lebensqualität im Umfeld sinken 
könnte; andere befürchten, dass neben Flüchtlingen, 
die hier Schutz suchen, auch Kriminelle einziehen 
könnten. 

Die bisherigen Erfahrungen zeigen, dass solche Ängs-
te nach einiger Zeit weitgehend verschwinden, weil 
sich die Neuankömmlinge in der Regel als eher un-
auffällige Nachbarn erweisen, die vor allem Ruhe und 
Sicherheit suchen. Auch jene Flüchtlingsunterkünfte, 
die vorher stark kritisiert wurden, konnten nach ihrer 
Einrichtung weitgehend problemlos betrieben wer-
den. Dies spricht für die Aufnahmebereitschaft der 
Oberhausener Bürgerschaft und für die Integrations-
fähigkeit der Asylsuchenden. 

Akzeptanz und Aufnahmebereitschaft können je-
doch nur dann auf Dauer erhalten bleiben, wenn 
geeignete Rahmenbedingungen vorhanden sind. 
Aufgabe der Stadtverwaltung ist es, solche Rahmen-
bedingungen zu schaffen und sie bedarfsgerecht an 
neue Anforderungen anzupassen. 

Für die Stadtverwaltung sind dabei folgende Überle-
gungen maßgebend: 

Die Sorgen und Bedenken aus der 
Bürgerschaft gegenüber Flüchtlingsun-
terkünften müssen ernst genommen, 

aufgegriffen und geklärt werden. 

Die Stadtverwaltung führt daher im Umfeld geplan-
ter Flüchtlingsunterkünfte ausführliche Informa-
tionsveranstaltungen durch und stellt so bald wie 
möglich konkrete Daten zur Planung vor. Sachkun-
dige Vertreterinnen und Vertreter der zuständigen 
Fachbereiche der Kommune beantworten bei den 
Veranstaltungen die Fragen aus der Bürgerschaft und 
nehmen Hinweise und Anregungen auf. 
In den bestehenden Gemeinschaftsunterkünften ste-
hen Hausmeister und die vor Ort tätigen Fachkräfte 
der Sozialarbeit als Ansprechpartner/innen für Fra-
gen und Hinweise der Anwohner/innen zur Verfü-
gung. 

Rechtzeitige, sachgerechte und
transparente Information ist Voraus-

setzung zur Akzeptanz von Flüchtlings-
wohnheimen. 

Die Anwohner/innen eines geplanten Flüchtlings-
wohnheims wollen häufig möglichst frühzeitig und 
schon im Vorfeld der Planung informiert werden. 
Zugleich haben die Anwohner/innen das Interesse, 
umfänglich und im Detail unterrichtet zu werden und 
konkrete Daten zu erhalten. Die Verwaltung sieht es 
als ihre Aufgabe an, diese unterschiedlichen Bedürf-
nisse aufzugreifen und den Dialog mit den Anwoh-
ner/innen offen und transparent zu gestalten. Recht-
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liche Vorschriften und Rahmenbedingungen (z. B. 
Nutzungspläne), die Kriterien für die Standort-Wahl 
sowie die Vorgehensweise der Verwaltung sollen 
verständlich vermittelt werden. 

Die Unterstützung durch Ehrenamtliche 
ist ein zentraler Baustein der kommuna-

len Flüchtlingsarbeit. 

Lokale Initiativen und ehrenamtlich engagierte Ein-
zelpersonen tragen maßgeblich dazu bei, die Auf-
nahmebereitschaft der Bevölkerung gegenüber 
Asylsuchenden zu fördern und zu erhalten. Die Stadt 
Oberhausen sieht es daher als ihre Aufgabe an, eh-
renamtliches Engagement zu unterstützen. In der 
Verwaltung wurde eine zentrale Koordinierungsstel-
le (innerhalb des Teams Sozialarbeit) eingerichtet, 
damit die unterschiedlichen Hilfsangebote und die 
Bedürfnisse der Flüchtlinge gut aufeinander abge-
stimmt werden und die gewünschte Wirkung erzie-
len können. Die Koordinierungsstelle gewährleistet 
außerdem einen engen Kontakt der Verwaltung mit 
Vertretungen ehrenamtlicher Institutionen sowie 
mit ehrenamtlich tätigen Einzelpersonen. Mehrere 
Gremien stehen für den Austausch und für engagier-
te Debatten zu Verfügung. Ein Instrument der Ko-
ordination ist das im April 2015 eingerichtete Inter-
netportal „Flüchtlingshilfen Oberhausen“. Das Portal 
informiert über die Asylgesetzgebung, über Hilfsan-
gebote für Flüchtlinge und dient als Anlaufstelle für 
Fragen und Anregungen. 

Ein angemessenes äußeres Erschei-
nungsbild der Flüchtlingswohnheime 

kann die Akzeptanz positiv
beeinflussen. 

Die Stadt Oberhausen sieht es als ihre Aufgabe an, 
die Unterbringung von Flüchtlingen nach humanitä-
ren Prinzipien und mit Blick auf die Lebensqualität 
im Umfeld zu gestalten. Das äußere Erscheinungsbild 
der Wohnheime sollte dem allgemeinen äußeren 
Standard der umgebenden nachbarschaftlichen Häu-
ser im Stadtteil möglichst nahe kommen. Die Gebäu-
de und ihr unmittelbares Umfeld sollen ordentlich, 

sauber und gepflegt sein. Anzeichen einer möglichen 
Verwahrlosung der Wohnheime (Lagerung von Müll, 
Graffitis, Vandalismus etc.) sind möglichst schnell zu 
beseitigen. 

Berechtigte Sicherheitsbedürfnisse der 
Oberhausener Bevölkerung und der 

schutzsuchenden Flüchtlinge verdienen 
höchste Beachtung. 

Die Stadt Oberhausen verfügt über ein spezielles Si-
cherheitskonzept für die Flüchtlingswohnheime und 
deren Umgebung. Das Sicherheitskonzept besteht 
aus mehreren Bausteinen und hat sich in den ver-
gangenen Jahren gut bewährt. Im folgenden Kapitel 
8 „Sicherheit“ wird das Konzept dargestellt. 

4
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Akzeptanz
•	 In Oberhausen stehen die meisten Bür-

gerinnen und Bürger dem Thema „Asyl“ 
offen und aufgeschlossen gegenüber.

•	 Die Unterbringung Asylsuchender in 
Wohnheimen trifft aber auch immer wie-
der auf Sorgen, Ängste und Bedenken 
von Bürgerinnen und Bürgern aus dem 
Umfeld.

•	 Akzeptanz und Aufnahmebereitschaft 
können jedoch nur dann auf Dauer erhal-
ten bleiben, wenn geeignete Rahmenbe-
dingungen vorhanden sind. 
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8. Sicherheit

Sicherheit

Der Wunsch nach Sicherheit, nach einem Leben ohne 
Angst vor Bedrohung, Gewalt und anderen Formen 
der Kriminalität, ist ein elementares Grundbedürfnis 
aller Menschen. Die Stadtverwaltung verfolgt bei der 
Unterbringung und Betreuung von Asylbewerbern 
das Ziel, sowohl die Bevölkerung als auch die Flücht-
linge vor möglichen Übergriffen zu schützen und be-
rechtigte Sicherheitsbedürfnisse aller in Oberhausen 
lebenden Menschen so weit wie möglich zu berück-
sichtigen. 

Das kommunale Sicherheitskonzept für die Flücht-
lingswohnheime und deren Umfeld setzt auf früh-
zeitige Prävention und vorbeugende Maßnahmen. 
Es besteht aus verschiedenen Bausteinen: Aus der 
täglichen Präsenz durch Hausmeister, der Begleitung 
durch Fachkräfte der Sozialarbeit, aus dem bedarfso-
rientierten Einsatz des kommunalen Ordnungsdiens-
tes und aus einer systematischen Zusammenarbeit 
mit den zuständigen Polizeikräften. 

Jedes der Wohnheime wird in den Tagesstunden von 
einem Hausmeister der OGM Oberhausener Gebäu-
demanagement GmbH betreut. Die Hausmeister 
sind zuständig für die Einhaltung der Hausordnung, 
für die Beachtung der Sauberkeit und für die Orga-
nisation der Behebung technischer oder baulicher 
Mängel. Gleichzeitig fördert die Präsenz ein friedli-
ches Miteinander in der Unterkunft.

Die Fachkräfte der Sozialarbeit sind Ansprechpart-
ner der Bewohnerinnen und Bewohner bei der Ori-
entierung in der neuen Umgebung und bei alltags-
praktischen Fragen. Der kommunale Ordnungsdienst 
unterstützt punktuell durch Präsenz in Einzelsituati-
onen.

Für die Einsatzkräfte der Polizei besteht seit Oktober 
2014 ein besonderer Einsatzauftrag zur Durchfüh-
rung von anlassbezogenen Aufklärungsmaßnahmen 
im Rahmen der Streife, sodass eine erhöhte polizeili-
che Präsenz gewährleistet wird.

Durch die Polizei wurden aktuelle Objektakten von 
allen Unterbringungseinrichtungen erstellt, die poli-
zeilich relevante Informationen für ggf. erforderliche 
Einsatzlagen enthalten. In allen Wohnheimen ste-
hen öffentlich zugängliche Not-Telefone bereit. 

Der Einsatz der Hausmeister ist auf die Tagesstunden 
beschränkt. Diese Regelung hat sich als angemessen 
und als ausreichend erwiesen. Lediglich in der neu 
geschaffenen Unterkunft in der ehemaligen Grund-
schule Tackenberg wurde eine 24-Stunden Präsenz 
eingerichtet. Die Unterkunft wird als Notstandort 
und als Übergangslösung geführt. Die räumlichen 
Rahmenbedingungen machen eine intensivere Rund-
um-die-Uhr-Betreuung notwendig. 

Das Sicherheitskonzept hat sich bewährt. Nach den 
Erkenntnissen der Polizei gibt es bisher keine Vorfälle 
oder Beobachtungen aus den Wohnheimen und der 
Umgebung, die auf eine akute Gefährdung hindeu-
ten. Laut Polizeiangaben sind keine kriminellen Ak-
tivitäten (z. B. Diebstahl, Einbruch) zu verzeichnen, 
die mit den Wohnheimen in Verbindung stehen. Es 
liegen bisher auch keine Hinweise über geplante An-
griffe gegen die Wohnheime vor. Die Kriminalitäts-
rate hat sich nach der Einrichtung der Wohnheime 
nicht signifikant verändert und liegt weiterhin im für 
Oberhausen üblichen Rahmen. 

Auf Grund dieser Erfahrungen war der Einsatz exter-
ner Sicherheits- und Wachdienste bisher nicht erfor-
derlich. Nach mehreren Brandanschlägen auf geplan-
te Asylbewerber-Unterkünfte in anderen Kommunen 
wird nun jedoch in Oberhausen wie in den Nachbar-
städten darüber beraten, ob ein zusätzlicher Wach-
dienst notwendig ist. Die Beratungen sind noch nicht 
abgeschlossen. 

•	 Es geht um Sicherheit für die Bevölkerung 
und für Flüchtlinge.

•	 In jedem Wohnheim ist tagsüber ein 
Hausmeister präsent.

•	 Erhöhte Präsenz an den Unterbringungs-
einrichtungen durch polizeiliche Einsatz-
kräfte.

•	 Der Einsatz externer Sicherheits- und 
Wachdienste war bisher nicht erforder-
lich.

•	 Das Sicherheitskonzept hat sich bewährt.

Handlungskonzept Flüchtlinge in Oberhausen38

43 von 85 in Zusammenstellung



9. Rückführungen
Zu einem „Handlungskonzept Flüchtlinge“ gehört 
auch der Umgang mit abgelehnten Asylbewerbern. 
Bei diesem in der Öffentlichkeit kontrovers disku-
tierten Thema sind den Kommunen enge rechtliche 
Grenzen gesetzt.

Nach Stellung eines Asylantrages entscheidet das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 
über diesen Antrag. Bei positiver Entscheidung wird 
eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen sein, bei nega-
tiver Entscheidung wird damit eine sog. Rückkehr-
entscheidung getroffen.
Die Ausländerbehörde ist nach § 42 Asylverfahrens-
gesetz (AsylVfG) an die Entscheidung des BAMF ge-
bunden. 
Es sind mehrere Formen der Ablehnung zu berück-
sichtigen, die jeweils anders behandelt werden.

„Normale“ Asylablehnung

Bei einer Ablehnung formuliert das BAMF mit un-
terschiedlichem Tenor („wird abgelehnt“, „wird als 
unbegründet abgelehnt“, „wird als offensichtlich un-
begründet abgelehnt“ – Abstufung mit unterschied-
lichen Rechtsfolgen). Bestandteil dieser Rückkehr-
entscheidung ist die ausführliche Begründung unter 
Berücksichtigung der individuellen Gründe und der 
Verhältnisse im Zielland (sog. „zielstaatsbezogene 
Abschiebungshindernisse“), eine Aufforderung zur 
Rückkehr in das Heimatland unter Fristsetzung sowie 
eine Rechtsmittelbelehrung.
Die Menschen sind somit informiert über das Ergeb-
nis ihres Antrages und ihrer Rückkehrverpflichtung. 
Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, dass bei Miss-
achtung der Frist zur freiwilligen Ausreise die zwangs-
weise Rückführung (Abschiebung) erfolgen wird.
Im Rahmen der Durchführung einer derartigen Rück-
führung hat die kommunale Ausländerbehörde die 
sog. „inlandsbezogenen Abschiebungshindernisse“ 
(z.B. Erkrankungen, Schwangerschaften, Integrati-
onsmerkmale nach einem ggf. langjährigen Aufent-
halt) zu prüfen.

Ablehnung im Rahmen
„Dublin-Verordnung“

In einem solchen Fall ist u. a. durch erkennungs-
dienstliche Maßnahmen oder auch durch die Anga-
ben des Asylantragstellers festgestellt worden, dass 

in einem anderen EU-Land (auch Schweiz) bereits 
ein Asylantrag gestellt worden ist. Die Dublin-Verord-
nung (mittlerweile in der dritten Version) soll sicher-
stellen, dass das EU-Land für die Behandlung von 
Asylanträgen zuständig ist, in dem der Antragsteller 
seinen ersten Asylantrag gestellt hat bzw. das er als 
ersten EU-Staat betreten hat. Damit soll sicherge-
stellt werden, dass der Flüchtling nicht in einem ihm 
genehmen Land sein Asylbegehren verfolgen kann. 
In der Praxis ist dieses Rechtskonstrukt jedoch ge-
scheitert (siehe die öffentliche Diskussion zu diesem 
Thema).
In einem solchen Fall entscheidet das BAMF: „Der 
Asylantrag ist unzulässig. Die Abschiebung nach XXX 
wird angeordnet.“

Hier hat die Ausländerbehörde keinerlei Entschei-
dungsspielraum (siehe hierzu 2 BvR 1795/14). Das 
BAMF hat in dieser Konstellation auch die sog. In-
landsbezogenen Abschiebungshindernisse zu über-
prüfen und ist vollständig Herr des Verfahrens und 
entscheidet letztendlich über Durchführung einer 
Zurückschiebung und auch, ob die kommunale Aus-
länderbehörde überhaupt eine Duldung erteilen 
darf.

Als besonders problematisch für die Ausländerbe-
hörde erweist sich hier die enge Fristsetzung. Die 
sechsmonatige Frist beginnt mit der Zusage des 
angefragten Staates zur Aufnahmebereitschaft. Die 
Mitteilung des BAMF an die Ausländerbehörde er-
folgt jedoch häufig mit erheblicher zeitlicher Verzö-
gerung, so dass in vielen Fällen effektiv weniger als 
zwei Monate verbleiben, eine solche Überstellung zu 
organisieren und durchzuführen. Diese Verzögerun-
gen sind begründet in der Personalknappheit beim 
BAMF. Die dort geplante Verdoppelung des Personals 
bis Ende 2016 wird jedoch erst geraume Zeit später 
durchschlagen (Schaffung der Stellen, Suche des ge-
eigneten Personals, Schulung und Einarbeitung).
In der letzten Zeit sind Dublin-Überstellungen in den 
Focus der Kritik geraten. Das Bundesministerium des 
Innern (BMI) stellt fest, ob in einem Mitgliedsstaat 
systemische Mängel im Rahmen der Asylbearbeitung 
bestehen. Für Griechenland hat das BMI diese Män-
gel festgestellt; Zurückschiebungen nach Griechen-
land sind gestoppt. Ein solcher Fall wird sodann im 
Rahmen des nationalstaatlichen Verfahrens beur-
teilt.
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In der Kritik sind die Asylverfahren und –bedingun-
gen derzeit in den Ländern Italien, Ungarn, Malta, 
Bulgarien (nicht abschließend). Eine Entscheidung 
des BMI im Hinblick auf systemische Mängel ist hier 
jedoch nicht getroffen worden, so dass die Auslän-
derbehörden nach wie vor verpflichtet sind, Zurück-
schiebungen in diese Länder durchzuführen. Dies 
gilt natürlich auch für Länder wie Schweden, Polen, 
Frankreich, Luxemburg oder die Schweiz.

Ablehnung im Rahmen
„Drittstaatenregelung“

Hierbei handelt es sich um Personen, die in einem 
EU-Staat bereits einen Asylstatus erhalten haben 
und in der Bundesrepublik erneut einen Asylantrag 
gestellt haben. 

Hier entscheidet das BAMF: „Es wird festgestellt, dass 
dem Antragsteller in der Bundesrepublik Deutsch-
land kein Asylrecht zusteht. Die Abschiebung nach 
XXX wird angeordnet.“

Derzeit ist eine große Zahl von syrischen Asylbewer-
bern zu verzeichnen, die einen Aufenthaltsstatus in 
Bulgarien haben und dorthin zurückgeführt werden 
müssen.

Auch hier steht die Ausländerbehörde stark in der 
Kritik, obwohl auch hier keinerlei Ermessensspiel-
raum besteht; auch hier ist die Ausländerbehörde 
lediglich Erfüllungsgehilfe der übergeordneten Be-
hörde BAMF.

Freiwillige Ausreise

Mit der Entscheidung des BAMF wird den Asylantrag-
stellern bekannt gegeben, dass sie die Bundesrepub-
lik zu verlassen haben. Bei der „freiwilligen Ausreise“ 
handelt es sich also nicht um eine Ausreise aus frei-
en Stücken. Sie ist die Alternative zur „zwangsweisen 
Rückführung“, also Abschiebung.

Im Rahmen der häufigen Vorsprachen bei der Auslän-
derbehörde wird regelmäßig auf die Möglichkeit der 
freiwilligen Ausreise sowie die bestehenden Förder-
programme hingewiesen. Hierbei wird auch deutlich 
gemacht, dass bei Wahrnehmung dieser Möglichkeit 
die negativen Folgen einer zwangsweisen Rückfüh-
rung (Einreisesperren, unterschiedliche Befristungs-
möglichkeiten dieser Sperren, Erstattung der Kosten 

der Abschiebung in teilweise vier- bis fünfstelligen 
Bereichen [verursacht z.B. durch ärztliche oder Si-
cherheitsbegleitung]) vermieden werden können.
Es bleibt jedoch festzuhalten, dass auch manche Per-
sonen, die bereits mehrfach abgeschoben worden 
sind, alle rechtlichen und nicht rechtlichen Möglich-
keiten ausschöpfen wollen.

Hat das BAMF einen Asylantrag negativ entschieden, 
gibt es für den Antragsteller jedoch keine legale Auf-
enthaltsmöglichkeit. Es kann daher einem Antrag-
steller nicht geraten werden, bis zur Abschiebung zu 
warten.

Bekanntgabe des konkreten
Abschiebungstermins

In der Kritik steht derzeit die Frage der Bekanntga-
be bzw. Nichtbekanntgabe des konkreten Abschie-
bungstermins durch die Ausländerbehörde.

Die Ausländerbehörde prüft in einem geregelten 
Verfahren in jedem Einzelfall, ob der konkrete Ter-
min bekannt gegeben werden soll oder nicht. Vom 
Grundsatz her wird jede Abschiebung anzukündigen 
sein. Mit einem hierzu entwickelten Formular wird 
vom Sachgebiet im Einzelfall vorgeschlagen, den Ab-
schiebungstermin nicht bekannt zu geben. Nach Prü-
fung durch die Arbeitsgruppenleitung entscheidet 
letztlich die Fachbereichsleitung (Sechs-Augen-Prin-
zip). Diese Checkliste ist jedoch kein starres Instru-
ment, sondern lässt immer auch Raum für Einzelfall 
bezogene Aspekte. Im Rahmen einer möglichst aus-
führlichen Gesamtbetrachtung des Einzelfalles kön-
nen abschließende Kriterien nicht festgelegt werden, 
da sich Menschen, aber auch Umstände oder recht-
liche Rahmenbedingungen ändern können. Auch das 
Zusammenspiel der unterschiedlichen Kriterien kann 
im Einzelfall zu unterschiedlichsten Ergebnissen füh-
ren.

Zu beachten ist, dass die Ausländerbehörde insbe-
sondere in den sog. Dublin- bzw. Drittstaatenfällen 
nicht über Aufenthalt oder Abschiebung zu entschei-
den hat (siehe oben). Sie ist vielmehr verpflichtet, 
die Abschiebung durchzuführen.

Die Ausländerbehörde hat sich daher entschieden, 
Abschiebungen eher unangekündigt durchzuführen 
als von dem härteren Mittel der Haft zur Sicherung 
der Abschiebung (Abschiebungshaft; § 62 AufenthG) 
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Gebrauch zu machen. Aus diesem Grund konnte 
auch in den letzten anderthalb Jahren auf den Ge-
brauch des härtesten Mittels der Ausländerbehörde 
zur Sicherung der ordnungsbehördlichen Maßnahme 
verzichtet werden.

Einzelfallentscheidungen

Der Ausländerbehörde der Stadt Oberhausen sind 
durch das geltende Asylrecht und die Entscheidun-
gen der Bundesbehörde BAMF enge Grenzen ge-
setzt. Innerhalb dieser Grenzen kann sie aber durch-
aus eigene Entscheidungen treffen.

Bei allen Entscheidungen der Ausländerbehörde der 
Stadt Oberhausen, ob in Fragen der Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis oder in Fragen der Rückfüh-
rung, steht immer die Einzelfallprüfung an oberster 
Stelle.

Wäre dieses Prinzip nicht Grundlage der Entschei-
dungen der Ausländerbehörde der Stadt Oberhau-
sen, hätte nicht im Rahmen der Altfall- bzw. gesetz-
lichen Bleiberechtsregelungen eine so große Anzahl 
von Menschen eine Aufenthaltserlaubnis erhalten 
können.

Nicht abschließende Kriterien zur 
Frage Ankündigung oder Nichtankün-

digung der Abschiebung:

•	 Straftäter / Gewaltstraftäter / Intensivstraftä-
ter (Art und Schwere der Straftaten; fahrläs-
sig oder vorsätzlich?)

•	 Besteht Fluchtgefahr (Entziehen der ord-
nungsrechtlichen Maßnahme Abschiebung)? 
Hat die Person sich in der Vergangenheit be-
reits der Durchführung von Maßnahmen ent-
zogen?

•	 Kommt die Person grundsätzlich ihren Mit-
wirkungsverpflichtungen nach (z. B. Pass-
pflicht, Einhaltung von Meldeauflagen etc.)?

•	 Hält die Person sich in ihrer Unterkunft auf 
und ist dort jederzeit greifbar oder liegen Er-
kenntnisse vor, dass sie dort nicht anzutref-
fen ist?

•	 Ist die Person grundsätzlich zur freiwilligen 
Ausreise bereit oder liegen Anhaltspunkte 
(auch Erklärungen der Person selbst) vor, auf 
keinen Fall freiwillig ausreisen zu wollen?

•	 Sind Fristen zu beachten (z. B. im Rahmen 
von Dublin-Fällen)?

•	 Handelt es sich um eine Einzelmaßnahme 
oder um eine „Sammelabschiebung“?

•	 Besteht Suizidgefahr (z. B. wäre eine Ankün-
digung bei vorliegendem amtsärztlichen Gut-
achten über bestehende Suizidalität bei Ab-
schiebung kontraproduktiv)?

•	 Der Gesundheitszustand allgemein wird be-
rücksichtigt.

•	 Handelt es sich um einen Erstaufenthalt oder 
wiederholte Einreise und Asyl-(folge)antrag-
stellung? Kennen die betroffenen Personen 
das Procedere?

•	 Ist die Nichtankündigung einer Abschiebung 
das geeignete Mittel oder muss zum härteren 
Mittel der Abschiebehaft gegriffen werden?

Rückführungen
•	 Über Asylanträge entscheidet das BAMF. 

Die Stadt Oberhausen ist an die Entschei-
dungen des BAMF gebunden.

•	 Wird ein Asylantrag vom BAMF abge-
lehnt, muss die Ausländerbehörde die 
Ausreise oder Abschiebung organisieren.

•	 Im Rahmen enger Grenzen muss die 
Ausländerbehörde Einzelfallprüfungen 
durchführen. Dadurch haben in der Ver-
gangenheit eine große Anzahl von Men-
schen eine Aufenthaltsgenehmigung er-
halten.  
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Die vorangegangenen Kapitel geben einen aktuellen 
Überblick über Stand und Perspektiven der Flücht-
lingsarbeit in Oberhausen. Deutlich geworden ist da-
bei zum einen die Größe der Herausforderung, die 
mit den weiter ansteigenden Flüchtlingszahlen für 
die Stadt Oberhausen und ihre Bürgerinnen und Bür-
ger verbunden ist. Zum anderen ist aber auch deut-
lich geworden, dass Oberhausen gut aufgestellt ist, 
um dieser Herausforderung zu begegnen. 

Hervorzuheben ist dabei insbesondere der breite 
gesellschaftliche Konsens, der die Integration der 
Flüchtlinge in die Stadtgesellschaft trägt. Dieser Kon-
sens ist nicht nur mit der „Oberhausener Erklärung“ 
zum Ausdruck gebracht worden, sondern zeigt sich 
alltäglich bei den vielfältigen Hilfestellungen und Un-
terstützungsleistungen, die für die Flüchtlinge durch 
Initiativen, Kirchengemeinden, Verbänden, Institu-
tionen und Einzelpersonen erbracht werden. Diese 
sind ein unverzichtbarer Bestandteil der Flüchtlings-
arbeit in Oberhausen. Deshalb soll an dieser Stelle 
allen Beteiligten ein Dank ausgesprochen werden, 
der gleichzeitig mit der Bitte verbunden ist, mit der 
Unterstützung  auch künftig nicht nach zu lassen. Die 
Stadt Oberhausen wird sich noch stärker um eine 
effektive Koordination und Vernetzung dieser Unter-
stützung bemühen.

Denn aus den veröffentlichten Prognosen zur Ent-
wicklung der Flüchtlingszahlen wird deutlich, dass 
sich die Anforderungen in den kommenden Mona-
ten und möglicherweise auch Jahren weiter steigern 
werden. Insbesondere die damit verbundenen finan-
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10. Fazit und Ausblick
ziellen Aufwendungen werden Oberhausen wie auch 
die anderen aufnehmenden Kommunen über die 
Grenze ihrer Belastungsfähigkeit bringen. Bund und 
Land sind daher dringend gefordert, ihren Anteil an 
der Finanzierung von Unterbringung und Betreuung 
der Flüchtlinge deutlich zu erhöhen. Die Stadt Ober-
hausen wird alle sich bietenden Fördermöglichkeiten 
zur Unterstützung ihrer Flüchtlingsarbeit ausschöp-
fen.

Vordringliches Ziel bei der Bewältigung der steigen-
den Flüchtlingszahlen ist die Sicherstellung einer 
menschwürdigen Unterkunft. 

Dabei soll noch intensiver angestrebt werden, eine 
Unterbringung in privatem Wohnraum zu ermög-
lichen. Dazu sollen künftig auch die Möglichkeiten 
des Wohnraumförderprogramms für Flüchtlinge des 
NRW-Ministeriums für Bauen, Wohnen, Stadtent-
wicklung und Verkehr genutzt werden, das kommu-
nale Wohnungsunternehmen und die Wohnungs-
wirtschaft gezielt bei der Schaffung von Wohnraum 
für Flüchtlinge unterstützt.

Eine Ausweitung der Kapazitäten zur Unterbringung 
in Gemeinschaftsunterkünften ist unausweichlich. 
Dazu müssen über die bereits in der Planung be-
findlichen Standorte weitere Standorte erschlossen 
werden. Bei der Auswahl dieser Standorte verfolgen 
Rat und Verwaltung das Ziel, alle Anforderungen und 
Interessen in einer sachlichen Diskussion abzuwägen 
und zu Entscheidungen zu gelangen, die von einem 
möglichst breiten Konsens getragen sind.
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Anhang

1. Die rechtlichen Rahmenbedingungen des
	 Handlungskonzepts Flüchtlinge

2. Asylverfahren und Aufnahmeprozedur

3. Handreichung zum Umgang mit
	 unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen

4. Angebote an den Standorten der Unterkünfte

Handlungskonzept Flüchtlinge in Oberhausen 43

48 von 85 in Zusammenstellung



Das Asylrecht im Grundgesetz

Nach Artikel 16a des Grundgesetzes (GG) der Bun-
desrepublik Deutschland genießen politisch Verfolg-
te Asyl. Das Asylrecht wird in Deutschland nicht nur 
- wie in vielen anderen Staaten - auf Grund der völ-
kerrechtlichen Verpflichtung aus der Genfer Flücht-
lingskonvention (GFK) von 1951 gewährt, sondern 
hat als Grundrecht Verfassungsrang. Es ist das einzi-
ge Grundrecht, das nur Ausländern zusteht.
Politisch ist eine Verfolgung dann, wenn sie dem Ein-
zelnen in Anknüpfung an seine politische Überzeu-
gung, seine religiöse Grundentscheidung oder an 
für ihn unverfügbare Merkmale, die sein Anderssein 
prägen, gezielt Rechtsverletzungen zufügt, die ihn 
ihrer Intensität nach aus der übergreifenden Frie-
densordnung der staatlichen Einheit ausgrenzen. Das 
Asylrecht dient dem Schutz der Menschenwürde in 
einem umfassenderen Sinne.

Kriterien für eine asylrelevante Verfolgung

Nicht jede negative staatliche Maßnahme - selbst 
wenn sie an eines der genannten persönlichen Merk-
male anknüpft – stellt eine asylrelevante Verfolgung 
dar. Es muss sich vielmehr einerseits um eine gezielte 
Rechtsgutverletzung handeln, andererseits muss sie 
in ihrer Intensität darauf gerichtet sein, den Betref-
fenden aus der Gemeinschaft auszugrenzen. Schließ-
lich muss es sich um eine Maßnahme handeln, die 
so schwerwiegend ist, dass sie die Menschenwürde 
verletzt und über das hinausgeht, was die Bewohner 
des jeweiligen Staates ansonsten allgemein hinzu-
nehmen haben.
Berücksichtigt wird grundsätzlich nur staatliche Ver-
folgung, also Verfolgung, die vom Staat ausgeht. Aus-
nahmen gelten, wenn die nichtstaatliche Verfolgung 
dem Staat zuzurechnen ist oder der nichtstaatliche 
Verfolger selbst an die Stelle des Staates getreten ist 
(quasistaatliche Verfolgung).
Allgemeine Notsituationen wie Armut, Bürgerkriege, 
Naturkatastrophen oder Perspektivlosigkeit sind da-
mit als Gründe für eine Asylgewährung grundsätzlich 

ausgeschlossen. Hier kommt unter Umständen die 
Gewährung von subsidiärem Schutz in Betracht.
Bei einer Einreise über einen sicheren Drittstaat ist 
eine Anerkennung als Asylberechtigter ausgeschlos-
sen. Dies gilt auch, wenn eine Rückführung in diesen 
Drittstaat nicht möglich ist, etwa weil dieser mangels 
entsprechender Angaben des Asylbewerbers nicht 
konkret bekannt ist.

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
entscheidet über die Asylanträge

Über Asylanträge, einschließlich der Zuerkennung 
der Flüchtlingseigenschaft, entscheidet das Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge (§ 5 Abs. 1 
Asylverfahrensgesetz). Sobald ein Asylantrag gestellt 
ist, entscheidet das Bundesamt auch darüber, ob 
subsidiärer Schutz zu gewähren ist.
Ein Ausländer, der dieses Recht in Anspruch nehmen 
will, muss einen Asylantrag stellen. Dies kann er nur 
tun, wenn er sich in der Bundesrepublik Deutsch-
land aufhält oder sich zumindest bei der deutschen 
Grenzbehörde meldet. Es ist nicht möglich, einen 
Asylantrag aus dem Ausland oder bei einer deut-
schen Auslandsvertretung zu stellen. Asyl ist grund-
sätzlich persönlich zu beantragen. 
In einem Asylverfahren prüft das Bundesamt, ob dem 
Antragsteller Schutz zu gewähren ist. Der Ablauf des 
Asylverfahrens ist im Asylverfahrensgesetz geregelt.
In diesem Zusammenhang ist auch zu prüfen, ob ein 
anderer Mitgliedstaat der Europäischen Union für 
die Durchführung des Asylverfahrens zuständig ist 
(Dublin III). 
Meldet sich ein Ausländer im Inland als Asylsuchen-
der, wird er an die nächstgelegene Erstaufnahmeein-
richtung verwiesen. Dort wird die für seine Unter-
bringung zuständige Aufnahmeeinrichtung ermittelt. 
Bei der Außenstelle des Bundesamtes, die der zu-
ständigen Erstaufnahmeeinrichtung zugeordnet ist, 
stellt der Asylbewerber persönlich seinen Asylantrag.
Das Bundesamt erhebt die persönlichen Daten und 
führt die vorgeschriebene erkennungsdienstliche Be-
handlung durch. Der Asylbewerber wird über seine 
Rechte und Pflichten im Asylverfahren belehrt und 

Anhang 1:

Die rechtlichen Rahmenbedingungen des
Handlungskonzepts Flüchtlinge
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erhält für die Durchführung des Verfahrens eine Auf-
enthaltsgestattung. Der Antragsteller wird persönlich 
zu seinen Asylgründen angehört.

Das Asylverfahren

Das Bundesamt trifft seine Entscheidung über den 
Asylantrag anhand aller relevanten Erkenntnisse, 
insbesondere der Anhörung und der gegebenenfalls 
weiteren veranlassten Ermittlungen zur Aufklärung 
des Sachverhaltes. 
In der Entscheidung wird eine Aussage über die 
Asylanerkennung nach Art. 16a Grundgesetz, die 
Flüchtlingsanerkennung nach § 3 Abs. 1 Asylverfah-
rensgesetz in Verbindung mit § 60 Abs. 1 Aufenthalts-
gesetz und das Vorliegen von subsidiärem Schutz 
nach § 60 Abs. 2 bis 7 Aufenthaltsgesetz getroffen.
Nach § 3 Abs. 1 AsylVfG wird ein Ausländer als Flücht-
ling anerkannt, wenn er sich aus begründeter Furcht 
vor Verfolgung wegen seiner
•	 Rasse,
•	 Religion,
•	 Nationalität,
•	 politischen Überzeugung oder
•	 Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 

Gruppe
außerhalb seines Herkunftslandes befindet, dessen 
Schutz er nicht in Anspruch nehmen kann oder we-
gen dieser Furcht nicht in Anspruch nehmen will. 
Es kommt nicht darauf an, ob der Antragsteller tat-
sächlich die Merkmale aufweist, die zur Verfolgung 
führen, sofern ihm diese Merkmale von seinem Ver-
folger zugeschrieben werden. 
Beispiele für Handlungen, die als Verfolgung gelten 
können:
•	 Anwendung physischer oder psychischer Gewalt, 

einschließlich sexueller Gewalt,
•	 gesetzliche, administrative, polizeiliche und/

oder justizielle Maßnahmen, die als solche dis-
kriminierend sind oder in diskriminierender Wei-
se angewandt werden,

•	 unverhältnismäßige oder diskriminierende Straf-
verfolgung oder Bestrafung,

•	 Verweigerung gerichtlichen Rechtsschutzes mit 
dem Ergebnis einer unverhältnismäßigen oder 
diskriminierenden Bestrafung,

•	 Handlungen, die an die Geschlechtszugehörig-
keit anknüpfen oder gegen Kinder gerichtet sind.

Ausgehen kann diese Verfolgung vom Staat, von 
Parteien oder Organisationen, die den Staat oder 
wesentliche Teile des Staatsgebiets beherrschen 

(staatsähnliche Akteure) oder von nichtstaatlichen 
Akteuren, sofern staatliche oder staatsähnliche Ak-
teure einschließlich internationaler Organisationen 
erwiesenermaßen nicht in der Lage oder nicht wil-
lens sind, Schutz vor der landesweit drohenden Ver-
folgung zu bieten. 

Die Zuweisung von Flüchtlingen
an die Kommunen

Für die Zuweisung von Flüchtlingen (Asylsuchende, 
Kontingentflüchtlinge) existiert ein bundes-, landes-
weit geregeltes einheitliches Verteilungsverfahren. 
Die Aufnahmequoten für die einzelnen Bundeslän-
der, somit der Anteil der Asylbewerber, die jedes 
Bundesland aufnehmen muss, werden durch den so-
genannten Königsteiner Schlüssel festgelegt. Dieser 
wird für jedes Jahr entsprechend der Steuereinnah-
men und der Bevölkerungszahl der Länder berech-
net. 
Für Nordrhein-Westfalen wurde die Verteilungsquo-
te für das Jahr 2014 mit 21,21997 % festgelegt (siehe 
Graphik). 

Quelle: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
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Die Modalitäten der Aufnahme von Flüchtlingen 
werden im Flüchtlingsaufnahmegesetz (FlüAG) NRW 
geregelt. Die Gemeinden sind hiernach verpflichtet, 
ausländische Flüchtlinge aufzunehmen und unterzu-
bringen. Der berechtigte Personenkreis ergibt sich 
aus § 2 der Vorschrift. Die kommunale Aufnahme-
quote wird durch die Bundesregierung regelmäßig 
geprüft und angepasst. 
Für Oberhausen beträgt diese Quote aktuell 1,1 % 
der dem Land NRW zugewiesenen Flüchtlinge.

Asylantrag (Verfahren)

Der Asylantrag ist beim Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) zu stellen. Im Laufe des Asylver-
fahrens ist der Aufenthalt des Ausländers gestattet.
Wird der Ausländer
•	 als Asylberechtigter anerkannt oder
•	 ihm die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt oder
•	 ihm subsidiärer Schutz zuerkannt oder
•	 ein Abschiebungsverbot festgestellt,
ist eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absätze 1 
bis 3 Aufenthaltsgesetz (AufenthG) zu erteilen. Die 
Sicherstellung des Lebensunterhaltes erfolgt dann 
nach dem Sozialgesetzbuch II (SGB II) durch das Job-
center (Hartz IV).

Duldung und Rückführung

Wird der Asylantrag vom BAMF (nach Ausschöpfung 
aller Rechtsmittel; teilweise über mehrere Jahre) 
abgelehnt, wird der Ausländer geduldet. Mit der 
(rechtskräftigen) Entscheidung des BAMF ist der Aus-
länder verpflichtet, die Bundesrepublik zu verlassen.

Die Entscheidung des BAMF ist nach § 42 Asylverfah-
rensgesetz (AsylVfG) für die Ausländerbehörde bin-
dend.
Sofern dann keine freiwillige Ausreise erfolgt, wird 
die zwangsweise Rückführung betrieben. Dies ist 
dann Aufgabe der kommunalen Ausländerbehörde.

Dublin-Verfahren

Kein Asylrecht in der Bundesrepublik Deutschland 
genießen Personen, die in einem anderen EU-Staat 
bereits einen Asylantrag gestellt haben (Art. 16 a 
Abs. 2 Grundgesetz). Viele Personen, die z. B. über 
das Mittelmeer nach Italien gekommen sind und dort 
einen Asylantrag gestellt haben, warten das Ergebnis 
des Antrages nicht ab, sondern wandern weiter (z. B. 
in die Bundesrepublik) und stellen hier einen erneu-
ten Asylantrag.
Von der zuständigen Behörde BAMF wird ein solcher 
Antrag als unzulässig abgelehnt und die Abschiebung 
in den anderen EU-Staat wird angeordnet. Die kom-
munale Ausländerbehörde hat in diesen Fällen keine 
eigene Entscheidungsbefugnis, sondern handelt hier 
lediglich als Erfüllungsgehilfe. 
Zudem besteht in diesen Fällen ein erheblicher Zeit-
druck, da der aufnehmende EU-Staat nur in den ers-
ten sechs Monaten nach Erklärung seiner Zuständig-
keit zur Rücknahme des Ausländers verpflichtet ist.
Neuerdings wandern auch Menschen, die z. B. in Bul-
garien Asylrecht genießen, weiter in die Bundesre-
publik Deutschland und stellen hier einen erneuten 
Asylantrag. Auch in diesen Fällen der „Drittstaatenre-
gelung“ hat die kommunale Ausländerbehörde keine 
Entscheidungsbefugnisse.
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Anhang 2:

Asylverfahren und Aufnahmeprozedur

Aufgaben und Verantwortlichkeiten

Im Rahmen der konkurrierenden Gesetzgebung hat 
der Bund von seiner Gesetzgebungskompetenz im 
Sinne von Art. 74 Abs. 1 Nr. 6 Grundgesetz Gebrauch 
gemacht (Asylverfahrensgesetz – AsylVfG).
Nach § 5 Abs. 1 AsylVfG entscheidet das BAMF über 
Asylanträge. Die dort getroffenen Entscheidungen 
sind nach § 42 AsylVfG für die kommunalen Auslän-
derbehörden bindend (s. o.). 
Zu den Aufgaben der Kommune gehört daher die 
Umsetzung der Entscheidungen des BAMF (Fachbe-
reich 2-4-30/Ausländer- und Staatsangehörigkeits-
angelegenheiten) sowie die materielle Versorgung 
und Unterbringung der Flüchtlinge (Fachbereich 3-2-
50/Existenzsichernde Leistungen).
Das Land NRW hat die Bezirksregierung Arnsberg mit 
der Verteilung der Asylantragsteller auf die Gemein-
den beauftragt (§ 15 Verordnung über Zuständigkei-
ten im Ausländerwesen [ZustAVO]); die Verteilung 
erfolgt nach dem „Königsteiner Schlüssel“ (Steuer-
aufkommen, Einwohnerzahl).
Im Asylbereich ist folglich die Bezirksregierung Arns-
berg landesweit zuständig:
•	 für die Erstunterbringung von Asylbewerbern in 

den zentralen Unterbringungseinrichtungen des 
Landes NRW; 

•	 für die Verteilung und Zuweisung der asylbegeh-
renden Ausländer auf die 396 Städte und Ge-
meinden des Landes Nordrhein-Westfalen.

Ankunft in Oberhausen

2-6 Tage vor Weiterleitung wird in Oberhausen das 
Sachgebiet Flüchtlingswesen per Telefax über Anzahl, 
Nationalität und Weiterleitungsdatum der Flüchtlin-
ge in Kenntnis gesetzt. Die Fachabteilung organisiert 
in der Folge die Unterbringung der zugewiesenen 
Flüchtlinge.
Dem Hausmeister der jeweiligen Gemeinschaftsein-
richtung werden am selben Tag sämtliche für die Un-

terbringung relevanten Daten zur Verfügung gestellt. 
Von dort aus werden sodann die notwendigen Uten-
silien (Betten, Matratzen, Bettwäsche etc.) bereitge-
stellt.
Die Asylbewerber kommen am Ankunftstag im Sam-
melbus zunächst am Standort Weierstraße an. Dort 
erfolgt die entsprechende Unterbringung bzw. Wei-
terleitung an einen der anderen Standorte im Stadt-
gebiet.
Die Asylbewerber erhalten vor Ort zunächst wichtige 
Informationen zur Orientierung (Wegweiser, Vordru-
cke, Fahrpläne etc.). 
Die möglichst unverzügliche Vorsprache der Neuan
kömmlinge zur einwohnermelderechtlichen Anmel-
dung bei der Ausländerbehörde Oberhausen ist so-
dann erforderlich. 
Anschließend finden sich die Flüchtlinge zur Auf-
nahme des Hauptantrages und zur Auszahlung der 
Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
(AsylblG) im Sachgebiet Flüchtlingswesen ein. Bei 
Ankunft an einem Freitag, wird ein Scheck mit einem 
Bargeldbetrag für das Wochenende ausgestellt.

Das Verfahren bei Asylfolgeantragstellern

Asylfolgeantragsteller -Personen, die sich bereits 
in der Vergangenheit auf Basis einer Zuweisung in 
Oberhausen aufgehalten haben- werden im Gegen-
satz zu Asylerstantragstellern zur Aufnahme nicht 
angekündigt. 
Folgeantragsteller stellen einen erneuten Antrag 
beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) und werden der Stadt zugewiesen, in der 
seinerzeit der Erstantrag gestellt wurde. Dabei kann 
der Erstantrag bereits viele Jahre zurück liegen. Der 
damalige Ausgang des Verfahrens ist dabei unerheb-
lich.
Asylfolgeantragsteller werden auf die kommunale 
Quote angerechnet. Jedoch geschieht dies mit zeit-
licher Verzögerung bei der kommenden Stichtagser-
hebung.
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Anhang 3:

Handreichung zum Umgang mit
unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen

Quelle: Handreichung zum Umgang mit unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen in NRW, Minis-
terium für Inneres und Kommunales des Landes NRW 
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Anhang 4:

Angebote an den Standorten der Unterkünfte
Aktuelle Informationen im Internet: www.fluechtlingshilfe-oberhausen.de
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